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Liebe Leserin, lieber Leser!

Im Vorfeld des internationalen Tages gegen Armut und so-
ziale Ausgrenzung (17.10.) haben wir Armut als Schwer-
punktthema des aktuellen Oktober-Rundbriefs gewählt. 

Armut ist in einer Wohlstandsgesellschaft mit großer 
Scham verbunden und wird so gut wie möglich versteckt. 
Und wenn sie bemerkbar ist, wird rasch weggeschaut. 
Aber Armutsbetroffene beginnen, ihre Interessen zu ver-
treten. Am 11. September fand in Linz ein Treffen von 50 
Menschen mit Armuts- und Ausgrenzungserfahrung statt. 
Es ging um ein voneinander Lernen bei der Selbstorganisa-
tion und um das Thema der Einbindung von Armutsbetrof-
fenen in politische Entscheidungsprozesse. Das Land OÖ 
gilt hier als Good Practice-Beispiel: durch die gesetzliche 
Regelung im Chancengleichheitsgesetz ist die Mitsprache 
von Betroffenen festgeschrieben. 

Zum Abschluss dieser Veranstaltung wurde in der Linzer 
Innenstadt von Armutsbetroffenen eine 

Mauer niedergerissen. Symbolisch. 
Die Ziegelsteine dieser Mauer 
symbolisierten Umstände, die 
effektiver Armutsbekämpfung 
und respektvoller Behandlung 
von Armutsbetroffenen ent-
gegenstehen: Diskriminierung, 

Sparpakete, Willkür, Ungleich-
heit, Ohnmacht und vieles mehr. 

Eine Mauer aus Karton ist leicht 
einzureißen, wie unser Titelbild zeigt. Die 

Barrieren, die Armutsbetroffene unten halten und von ge-
sellschaftlicher Teilhabe ausschließen, sind in Wirklichkeit 
jedoch vielschichtig und manifest. Lesen Sie viele interes-
sante Beiträge und Statements zum  Schwerpunktthema 
Armut in diesem Rundbrief.

Das Armutsnetzwerk OÖ organisiert am 15.10. - im Rah-
men der Aktionstage gegen Armut - eine Stadtführung der 
anderen Art: Unter dem Motto: „Wir müssen leider drau-
ßen bleiben!“ besuchen wir Orte in Linz, die für armuts-
betroffene Menschen nicht zugänglich sind.  Melden sie 
sich an, bis 13.10. ist Gelegenheit dazu. Weitere Informati-
onen finden Sie auf der Rückseite. Bei dieser Gelegenheit 
weise ich gerne auf die Website des Armutsnetzwerkes 
OÖ hin. Auf www.armutsnetzwerk-ooe.at finden sie viele 
interessante Informationen zum Thema Armut und soziale 
Ausgrenzung.

Viel Freude mit dem Rundbrief wünscht

Josef Pürmayr, GF Sozialplattform Oberösterreich

Die Sozialplattform OÖ
versteht sich als regionales NETZWERK von sozi-
alen Unternehmen.  Unsere Leistungen werden nicht 
nur von Mitgliedern in Anspruch genommen.  Wir 
vernetzen TrägerInnen von Beschäftigungsprojekten, 
Sozialministeriumservice-geförderten Projekten und 
Beratungs- und Betreuungseinrichtungen, Berufsausbil-
dungsprojekten, Einrichtungen der Wohnungslosenhil-
fe oder Mitglieder des Armutsnetzwerkes. 

Die Sozialplattform OÖ ist Mitglied beim Bundesdach-
verband für soziale Unternehmen (bdv austria) und  
Sozialwirtschaft Österreich. 

Die JOBBÖRSE ist ein Service für gemeinnützige 
Organisationen/Unternehmen und Institutionen der 
öffentlichen Hand sowie Einzelpersonen (Stellenge-
suche). Jährlich veröffentlichen wir ca. 1.600 Inserate.  

Zu unseren PUBLIKATIONEN gehören neben dem 
Rundbrief, der Sozialratgeber OÖ sowie Lesehefte. 
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OBERÖSTERREICH
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Seit einigen Jahren hat sich bei uns eine so 
genannte „Armutsberichterstattung“ etabliert, 
die den Anspruch trägt, ein adäquates Bild des 
Ausmaßes von Armut und sozialer Ausgrenzung 
und ihrer Verlaufstendenzen zu zeichnen. Ihr 
zufolge waren 2014 etwa 1.185.000 Menschen 
armutsgefährdet, in etwa 336.000 Menschen 
manifest arm. Helmut P. Gaisbauer/Elisabeth 
Kapferer

Diese Kerndaten stehen für ein komplexes sozialstatisti-
sches Instrumentarium, mit dem die zuständige Ministeri-
albürokratie im Problemfeld Armut Daten erheben lässt. 
Dieser Ansatz ist wichtig und bedeutete bei Einführung 
einen großen Fortschritt, weil er regierungsamtlich sicht-
bar und diskutabel machte, was zuvor geleugnet wurde: 
dass es auch bei uns wieder Armut gibt. Heute aber liegt 

eine Gefahr in diesen Zahlen, Daten 
und Statistiken. Sie liegt etwa da-

rin, dass wir vorschnell glauben, 
genau zu wissen, wo wir ste-
hen. Die Fehlannahme ist, dass 
mit der Erhebung der Zahlen 
das Problemfeld Armut aus-
reichend ausgeleuchtet ist und 

armuts- und sozialpolitische 
Maßnahmen hinreichend, so gut 

als eben möglich, Armut bekämpfen. 
Beides ist falsch. Ein Beispiel: Wieviel wohnungs- und ob-
dachlose Menschen gibt es in Österreich? Wie viele davon 
sind Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren? Wo sind 
diese Menschen untergebracht, was sind ihre Hauptpro-
blemlagen? Haben sie Zugang zu medizinischer Versor-
gung? Diese und weitere Fragen müssen unbeantwortet 
bleiben. Denn: es gibt dazu keine amtliche Erhebung, ob-
wohl von engagierten Hilfseinrichtungen seit langem ge-
fordert. Zudem gilt für die EU-SILC-Erhebung, die die eu-
ropäische Armutsstatistik hervorbringt, dass gerade auch 
wohnungs- und obdachlose Menschen sowie institutionell 
untergebrachte Menschen nicht miterfasst sind, was die 
Ergebnisse nicht unwesentlich beeinflusst.

Dennoch haben die Zahlen unbestreitbaren Wert, und 
dieser liegt zum Beispiel darin: ein drängendes gesell-
schaftliches Problem in seinem Ausmaß einzuschätzen und 

Armut in Österreich. 
Eine kritische „Bestandsaufnahme“

zur Handlung, zur Reaktion anzusto-
ßen. Aus unserer Sicht etwa sind 
Armutsstatistiken Startpunkte 
für die Armutsforschung, nicht 
deren Endergebnis; sie sind 
Anlass Debatten zu eröffnen, 
nicht Grund zur Annahme, 
dass damit alles seine Ordnung 
hat.

Eine zweite Gefahr solcher „Armuts-
zahlen“ besteht darin, ein weit verbreitetes Gesamtphä-
nomen mit unterschiedlichsten Dimensionen – ange-
fangen von Gesundheitsversorgung, guter Kindheit und 
gelingendem Lernen, von psychischer Dauerbelastung, von 
drohendem Wohnungsverlust, von Beschämungen und 
Erniedrigungen bis hin zum Rückzug aus sozialen Bezie-
hungen und dem Kampf gegen das Aufgeben eines druck-
vollen Überlebenskampfes – als ein „Problem“ zu sehen, 
das quantifizierbar wäre und auf einfachem Wege auch ge-
löst werden könnte, so wie man einen liegengebliebenen 
Wagen reparieren kann. Eine Variante eines solchen re-
duktionistischen Denkens ist die Frage, wieviel Armut eine 
Gesellschaft verträgt. Im Hintergrund steht die Annahme, 
dass Armut, etwa in Form von Armutsbekämpfungsmaß-
nahmen, Geld kostet, und dass höhere Armutszahlen das 
Sozialbudget sprengen könnte.

Stellen wir uns dennoch der Frage: Wieviel 
Armut verträgt Österreich? 
Eine lapidare Antwort auf diese Frage wäre: soviel, wie es 
sich leisten will. Wie die Frage ist auch die Antwort viel-
schichtig und lässt verschiedene Deutungen zu.

Zunächst: Armut ist kein Verhängnis. Dass Menschen zu 
wenig Mittel haben, ein würdevolles Leben zu führen, 
ist nicht einem unabwendbaren Schicksal geschuldet, 
sondern „Nebenprodukt“ einer konkreten, politisch ge-
regelten Weise des Wirtschaftens und des sozialen Zu-
sammenlebens. Wenn unter Armut Mangel an Zugang zu 
Lebenschancen verstanden wird, so ist nicht einsehbar, 
warum nicht allen Menschen diese grundlegenden Zu-
gänge - zumindest auf einem menschenwürdigen Grund-
niveau - gewährt und gesichert werden sollten: Zugang zu 
gesunder Ernährung, ausreichendem Wohnraum, Zugang 
zu Bildung und Gesundheitsdienstleistungen u. a. m.

Wovon sprechen wir konkret, wenn wir von Armut spre-
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chen? In wohlhabenden Gesellschaften sprechen wir von 
Mangel an verfügbaren Mitteln, um grundlegende Aus-
gaben tätigen zu können. Wir sprechen vom Verlust der 
eigenen Wohnung, wir sprechen von der Unmöglichkeit, 
teure Zusatzausgaben für medizinische Bedarfe zu täti-
gen, z. B. für eine neue Hörhilfe. Armut bedeutet Verlust 
von Spielräumen und Handlungsmöglichkeiten, Armut 
bringt das Gefühl mit sich, immer weniger über 
das eigene Leben bestimmen zu können und 
Fremdbestimmung zulassen zu müssen, 
will man Hilfe erlangen. Armut macht 
einsam, weil die Entdeckungsangst Ar-
mutsbetroffene alles tun (und vermei-
den) lässt, damit ihre Situation nicht 
ruchbar wird. Armut macht verwund-
bar und krank, weil der psychische 
Druck steigt, die eigene Handlungsfä-
higkeit und die Möglichkeiten, das Le-
ben gegen Risiken zu sichern, sinkt. Armut 
macht klein, weil die Selbstachtung sinkt und 
Möglichkeiten, sich selbst Respekt zuzuspre-
chen, verloren gehen: mit den Möglichkeiten, eigene 
Leistungen zu vollbringen und Fähigkeiten zu entwickeln, 
geht der Sinn für die eigenen Qualitäten verloren. Armut 
macht auch klein, weil der persönliche Stolz gebrochen 
wird – etwas, das „Hindernis-Selbstrespekt“ genannt wer-
den könnte: die Qualität, anderen in den Handlungsweg zu 
treten und sich selbst dabei als Quelle legitimer Ansprü-

che an das Gegenüber zu behaupten. Undine Zimmer hat 
berührend Zeugnis vom Kampf um Hindernis-Selbstre-
spekt gegeben: „Das ist vielleicht das Schwierigste daran, 
ein Kind von Beitragsempfängern zu sein: dass man seine 
Eltern hilflos und gedemütigt erlebt. Es ist schwer, […] 
sich in der Welt einen Platz zu schaffen, wenn diejenigen, 
die dir zeigen sollen, wie das geht, selbst keinen Platz ha-

ben.“  Insgesamt stellt damit Armut auch einen 
Mangel an Möglichkeiten und Zugängen zu 

persönlichem, innerem Wachstum dar – 
eine Dimension, die selten zur Sprache 
kommt.

Hintergrund dieser psychischen und 
seelischen Komponenten, die häufig 
mit Beschämung und Erniedrigung zu 
tun haben, ist ein kollektives Phäno-

men: Von Armut Betroffene müssen sich 
ihrer Armut schämen, weil Armut bei uns 

fast ausschließlich und im Kern als Ergebnis 
individuellen Versagens begriffen wird. Wer nicht 

zu Rande kommt, ist selbst schuld. Statt strukturelle Ur-
sachen von Ungleichverteilung und Deprivation gelten zu 
lassen, werden die Opfer dieser ungerechten Strukturen 
selbst für ihr Leiden verantwortlich gemacht. Dieses Ar-
mutsstigma wirkt nicht nur als Außenzuschreibung, son-
dern bringt auch eine verheerende Wirkung bis ins Inner-
ste der Person der Betroffenen mit sich: sie können nicht 

Auf gesellschaft-
licher Ebene wäre am 

meisten damit zu gewin-
nen, dem Armutsstigma den 
Stachel zu ziehen und über 
großzügigere Formen der 
Umverteilung nachzuden-

ken. 

Die Armen für ihre Armut als Schicksal verantwortlich zu machen, ist ein semantischer Trick. 
Weder sind die Armen verantwortlich für ihre Armut noch ist Armut ein Schicksal. Armen werden 
Chancen sozialer Teilhabe vorenthalten und Armut ist Ausdruck struktureller Gewalt. Wär ich nicht 
arm, wärst Du nicht reich, lautet einer der meistzitierten Sätze Berthold Brechts. So wahr wie heute 
war er noch nie. Wer von den Subalternen von Chancengleichheit plappert, soll Zahlen lesen lernen. 
Österreichs Haushalte besitzen eine Billion Euro, als 1.000 Mrd Euro, 2/3 davon Sachvermögen, 1/3 
Geldvermögen. 5% der Bevölkerung besitzen davon mehr als die Hälfte, 50% sind vermögenslos. 

Und wer davon hat, dem wird noch mehr gegeben. 2010-2030 steigt das jährlich 
steuerfrei vererbte Vermögen von 8 Mrd Euro auf 20 Mrd Euro. So besitzt 2015 

erstmals 1% mehr als der Rest der Welt. Es ist die Plutokratie der Reichen, 
die Armut produziert. 90% aller Vermögen werden hierzulande in 10% der 
Haushalte vererbt, während freilich auch die Armen vererben, nämlich ihre 
Armut. Jedes sechste Kind ist armutsgefährdet, und die Plutokraten sorgen 

dafür, dass die „ganze alte Scheiße“ (Karl Marx; MEW 3,35) selbiges bleibt.

Nikolaus Dimmel, Universitätsprofessor am Fachbereich für Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften der Rechtswissenschaftlichen Fakultät Salzburg
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Derzeit wird die Mindestsicherung vom 
Sozialministerium und den Ländersozialressorts 
(Bund und Ländern) evaluiert bzw. werden 
Verhandlungen über die künftige Gestaltung 
geführt. Landeskorrespondenz OÖ

Unter den derzeit sich abzeichnenden Verbesserungs-
vorschlägen finden sich vor allem eine Erhöhung und 
Flexibilisierung des WiedereinsteigerInnenfreibetrags 
(anrechnungsfreier Freibetrag bei Wiederaufnahme einer 
Beschäftigung) und speziell ausgerichtete Unterstützungs-
maßnahmen für eine verbesserte Integration von jugend-
lichen MindestsicherungsbezieherInnen in den Arbeits-
markt. Nach dem starken Anstieg von BMS-BezieherInnen 
seit Einführung der Mindestsicherung in OÖ in den er-
sten Jahren, zeigt sich nun eine Verflachung der Zunahme. 

Von 2014 auf 2015 stieg die Zahl der (durchschnittlichen) 
BezieherInnen der bedarfsorientierten Mindestsicherung 
um 7 %. Sollte sich diese Tendenz fortsetzen, wäre von 
2015 auf 2016 nur noch mit einem Anstieg von rund 4 % 
zu rechnen. Ein entscheidender Faktor in dieser Entwick-
lung wird aber angesichts der stark steigenden Zahl an 
anerkannten Flüchtlingen der Erfolg der Integration dieser 
Zielgruppe in den Arbeitsmarkt sein.

Nur 37 % der BMS-BezieherInnen bestreiten ihren Le-
bensunterhalt ausschließlich von den Unterstützungslei-
stungen der BMS. Die Gruppe der AufstockerInnen auf 
AMS-Leistungen liegt bei 23 %, die der „working poor“ 
bei 10 %. 

Von den 14.002 oberösterreichischen BMS-BezieherInnen 
wurden von den Mindestsicherungsbehörden 5.425 als ar-
beitsfähig eingestuft, was einem relativen Anteil von 39 % 

14.002 Menschen in OÖ beziehen Mindestsicherung

anders, als diese Sichtweise übernehmen, teilen sie doch 
mit der Mehrheitsbevölkerung die zugrundeliegenden 
Werte von Fleiß, Strebsamkeit usw., die sich – so die fatale 
„Erzählung“ – in (monetärem) Erfolg manifestieren. Und 
wenn Betroffene dieser Internalisierung zu entkommen 
drohen, tut die Armutsverwaltung häufig das Ihrige dazu, 
sie zu beschämen. Empörend daran ist: das gesellschaftlich 
durchgesetzte Armutsstigma verursacht einen Gutteil des 
Leidens an Armut und führt auf vielen Ebenen dazu, dass 
Betroffene resignieren, sich zurückziehen, ihren Glauben 
an sich und ihre Selbstachtung verlieren. Es trägt damit 
selber kräftig dazu bei, Armut zu verfestigen.

Was bedeutet das für Wege aus der Armut? 
Diese sind so vielfältig wie die Lebenslagen der Betrof-
fenen. Klar ist, dass Armut nicht einfach wie ein Beinbruch 
geheilt werden kann. Der Kampf gegen Armut ist jeden-
falls ein Kampf um Selbstachtung und Selbstvertrauen, ein 
Kampf gegen das Armutsstigma. Individuell wird persön-
liche Begleitung eine besondere Rolle spielen können. Auf 
gesellschaftlicher Ebene wäre am meisten damit zu gewin-
nen, dem Armutsstigma den Stachel zu ziehen und über 
großzügigere Formen der Umverteilung nachzudenken. 
Bankenrettungen haben unglaubliche Summen mobilisiert; 
ob sich unsere Gesellschaft daneben Armut in einem so 
endemischen Ausmaß leisten möchte, wäre hier die Fra-
ge. Eine US-amerikanische Studie hat ergeben, dass das 
Leben eines Obdachlosen der öffentlichen Hand in etwa 
eine Million Dollar an Kosten verursacht – ein Bruchteil 

des Geldes reichte, um den Betroffenen in eine men-
schenwürdige Existenz zu helfen. Vom verhinderten Leid 
und der Strahlkraft einer Gesellschaft mit menschlichem 
Antlitz auch gegenüber den Armutsbetroffenen wäre ge-
sondert zu sprechen. Hierin liegen auch Antworten auf 
die Frage verborgen, warum egalitärere Gesellschaften für 
alle Mitglieder der Gesellschaft besser wären, als solche 
mit groben Ungleichheiten in den Lebensmöglichkeiten.

All die angesprochenen Zusammenhänge drohen hinter 
den Zahlen und Statistiken verloren zu gehen, wenn wir 
nicht den Blick schärfen und die entscheidenden Räume 
auch für die Stimmen der Betroffenen öffnen, im Sinne 
eines Kampfes gegen das Armutsstigma und für eine Ge-
sellschaft mit menschlichem Antlitz, die Menschen in Not 
helfend und unterstützend gegenübertritt.

Elisabeth Kapferer 
ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Zentrum für Ethik 
und Armutsforschung der Universität Salzburg (ZEA). 

Foto: ifz Salzburg, Kolarik

Helmut P. Gaisbauer
Senior Scientist Mitarbeiter des Zentrums für Ethik und 
Armutsforschung der Universität Salzburg (ZEA).

Foto: ZFL, Universität Salzburg
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Seien wir ehrlich: Wer von uns hat nach dem jahrelangen Hin und Her zur Umsetzung 
der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wirklich erwartet, dass sich die Situation von 
Armutsbetroffenen von heute auf morgen drastisch verbessert? Nach und nach wurden zentrale 
Eckpunkte des ursprünglichen Konzepts weg verhandelt. Schon lange ist keine Rede mehr 
davon, die Höhe der Bedarfsorientierten Mindestsicherung mit dem Ausgleichszulagenrichtsatz 
zu koppeln. Im Gegenteil, hartnäckig wird versucht, BezieherInnen zu diskreditieren und ihnen 
mangelnde Arbeitsbereitschaft zu unterstellen. 

Immerhin sind Personen, deren Existenzsicherung von der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung abhängt, mittlerweile in die Krankenversicherung 

einbezogen; ein wichtiger Schritt, der – zumindest der Intention nach - 
gesundheitliche Versorgung auch jenen ermöglicht, die vom zweiten sozialen 
Netz abhängig sind. 

Christine Stelzer-Orthofer, Institut für Gesellschafts- und Sozialpolitik an der 
JKU, Mitherausgeberin Handbuch Armut in Österreich

entspricht. Dies zeigt, dass nur knapp über ein Drittel der 
oberösterreichischen MindestsicherungsbezieherInnen in 
der Lage ist, einer Arbeit nachzugehen. 

Die durchschnittlichen Ausgaben für ein/e Mindestsiche-
rungsbezieher/in lagen im Jahr 2014 bei monatlich 182 
Euro. Dass die MindestsicherungsbezieherInnen vor allem 
weiblich sind, zeigt die Verteilung der Geschlechter (55 % 
weiblich, 45 % männlich). Wenig überraschend aber gesell-
schaftspolitisch sehr aussagekräftig ist die Geschlechter-
verteilung in der Kategorie Kinderbetreuung. Hier stehen 
577 Frauen 17 Männern (= 2,9 %) gegenüber. Bemerkens-
wert ist zudem, dass rund 36 % (!) der Mindestsicherungs-
bezieherInnen in die Altersgruppe 0-15 Jahre fallen.

Innerhalb der Bezirke weist Linz den höchsten Anteil an 
BMS-BezieherInnen (4282) aus, was auf die Größe und 
„Funktion“ der Landeshauptstadt zurückzuführen ist. Da-
nach folgen aus dem städtischen Siedlungsbereich Linz-
Land (1928) und die beiden weiteren Statutarstädte Steyr 
(1546) und Wels (1138). Wie in westeuropäischen Län-
dern üblich, ziehen von Armut oder anderen sozialen Pro-
blemlagen bedrohte Personen in die städtischen Bereiche, 
da dort oftmals eine höheres Angebot an Unterstützungs-
leistungen vorhanden ist bzw. die Suche nach Arbeit aus-
sichtsreicher eingeschätzt wird. 

Zur Unterstützung von arbeitsfähigen Mindestsicherungs-
bezieherInnen, die aufgrund besonderer Problemlagen 
keine Arbeit finden bzw. sich in den ersten oder zweiten 

Arbeitsmarkt nicht integrieren können, implementierte 
das OÖ Sozialressort mit 1. Juli 2012 ein flächende-
ckendes Case-Management, das durch die Angebotsträger 
FAB, B7 und Hilfswerk durchgeführt wird, und übernahm 
auch dessen Finanzierung. Ziel ist es, die multiplen Pro-
blemlagen zu identifizieren, Lösungsansätze zu finden und 
die Personen am Weg zurück in den Arbeitsmarkt zu be-
gleiten. Ingesamt erhielten 911 Personen Unterstützung 
durch die fachlich gut ausgebildeten Case-ManagerInnen 
der angeführten Organisationen. 37 % der KlientInnen 
konnten in den ersten oder zweiten Arbeitsmarkt inte-
griert werden, was für die betroffenen KlientInnen eine 
enorme Verbesserung ihrer persönlichen Situation bedeu-
tet. 

Speziell für die arbeitsfähigen Mindestsicherungsbeziehe-
rInnen über 19 Jahre steht das Projekt B24 zur Verfügung. 
Ziele sind die berufliche und soziale Integration, die Sta-
bilisierung der Persönlichkeit und Aufbauen sozialer Kom-
petenz sowie das Erreichen der Vermittlungsfähigkeit für 
den allgemeinen Arbeitsmarkt. Das Angebot, das maximal 
für 24 Monate (25 Stunden pro Woche) in Anspruch ge-
nommen werden kann, bietet arbeitsmarktnahe Beschäf-
tigungsmöglichkeiten in sozialökonomischen Betrieben 
bzw. Arbeitskräfteüberlassung an gemeinnützige Beschäf-
tiger (z.B. Gemeinden). 2014 hatten 33 % der B24-Pro-
jektteilnehmerInnen innerhalb von drei Monaten nach 
Projektende eine Beschäftigung am Regelarbeitsmarkt, 
nach drei Monaten waren es immerhin noch 23 %.
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Armut frisst sich auch in die Mitte der Gesellschaft, 
Zukunftsangst und Abstiegssorgen machen sich 
auch hier breit. So könnte man vermuten, dass 
der Ruf  nach mehr Verteilungsgerechtigkeit und 
Vermögenssteuern auch aus der Mittelschicht 
laut wird. Warum das nicht so ist, erfahren sie 
im Interview mit der Journalistin Ulrike 
Herrmann.

Reiche werden immer reicher. Der Protest der Mit-
telschicht bleibt aus. Sie schreiben in Ihrem  Buch 
„Hurra, wir dürfen zahlen“ vom Selbstbetrug der Mit-
telschicht. Was genau kann man darunter verstehen? 

Die Mittelschichten schrumpfen zwar – aber sie stellen 
immer noch die Mehrheit in der Gesellschaft. Faktisch ha-
ben die Mittelschichten sogar noch mehr Macht, als ihr 
Anteil von etwa 60 Prozent suggiert – denn große Teile 
der Unterschichten gehen nicht zur Wahl. Die Mittel-
schicht entscheidet also, welche Partei regiert. Trotzdem 
wird in fast allen westlichen Ländern eine Politik für die 
Reichen gemacht, obwohl diese nur eine kleine Minder-
heit sind. Was also zu erklären ist: Wie kann es sein, dass 
die Mittelschicht immer wieder für Gesetze stimmt, von 
denen nur die Wohlhabenden profitieren? Um ein paar 
Beispiele zu nennen: Wie kann es sein, dass die Mittel-
schicht akzeptiert, dass die Spitzensteuern sinken und die 
Vermögens- und Erbschaftssteuer abgeschafft wird?

Und warum ist das so?

Viele Menschen denken, dass der Lobbyis-
mus daran Schuld sei, dass die Reichen 
sich durchsetzen. Und es ist auch nicht 
zu leugen: LobbyistInnen haben sehr 
viel Einfluss. Trotzdem ist ihre Macht 
nicht grenzenlos, denn jede/r Politi-
ker/in will wiedergewählt werden. Am 
Ende entscheidet der Wille der Wäh-
lerInnen, nicht der LobbyistInnen.

Oder anders gesagt: Die LobbyistInnen 
müssen die Träume der Mittelschicht 
adressieren, sie müssen die Mittelschicht zum 
Selbstbetrug animieren, wenn sie die Interessen der 
Reichen durchsetzen wollen. Der Trick ist: Man muss der 
Mittelschicht das Gefühl geben, dass sie selbst auch zu den 

Wohlhabenden gehört – dass sie also von den Gesetzen 
für die Reichen profitiert.

Bei diesem Selbstbetrug greifen drei Mechanismen inei-
nander.

1. In der Mittelschicht gibt es eine vehemente Verachtung 
für die Unterschicht. Daraus entsteht eine fatale Hydrau-
lik, die ungefähr so funktioniert: Ich bin 
nicht unten, ich bin „Leistungsträge-
rIn“ - also muss ich ja ganz oben 
sein und zur Elite gehören.

2. Die Mittelschicht erlebt einen 
Aufstieg - einen Bildungsaufstieg. 
Noch nie hatten so viele Men-
schen Abitur oder ein Studium. Es 
wird jedoch verkannt und ignoriert, 
dass diese Abschlüsse nicht zu einem 
materiellen Aufstieg führen. Die ArbeitnehmerInnen sind 
so gut ausgebildet wie noch nie in der Geschichte – und 
trotzdem stagnieren ihre Reallöhne.

3. Über den Reichtum der Reichen weiß man fast nichts. 
Es klaffen riesige Lücken in den Daten. Das reichste eine 
Prozent der Bevölkerung ist faktisch nicht erfasst, obwohl 
es geschätzte 36 % des Volksvermögens besitzt. Dieses 
Daten-Nirwana macht es der Mittelschicht leicht, sich 
selbst auch für reich zu halten.

Wer ist die Mittelschicht in Österreich?

Die Forschung definiert die Mittelschicht nach ihrem 
Einkommen. Man gehört zur Mittelschicht, wenn 

man zwischen 70 und 150% des mittleren 
Nettoeinkommens verdient. Für einen 

Single in Österreich wären dies aktuell 
zwischen 15.250 und 32.700 Euro im 
Jahr – wenn man Steuern und Sozial-
abgaben bereits abgezogen hat. 

Bei Familien liegen diese Sätze natür-
lich höher, weil mehr Menschen von 

dem Geld leben müssen. Ein Ehepaar 
mit zwei kleinen Kindern gehört zur Mit-

telschicht, wenn das gesamte Jahreseinkom-
men zwischen etwa 45.000 und 90.000 Euro 

liegt – netto, wie gesagt.

Die Mittelschicht entscheidet, welche Partei regiert 

Die Arbeitnehmer sind so 
gut ausgebildet wie noch nie 
in der Geschichte - und trotz-

dem stagnieren ihre 
Reallöhne.
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Vermögenssteuern und Erbschaftssteuern wären also 
fair für Sie?

Vermögens- und Erbschaftsteuern wären nicht nur fair – 
sondern dringend nötig. Der Kapitalismus neigt dazu, dass 
sich die großen Privatvermögen immer weiter konzen-
trieren. Dies kann nicht verhindert werden, aber 
man muss es zumindest ein wenig durch die 
staatliche Steuerpolitik korrigieren.

Dabei sind nicht nur die Erbschaft- und 
Vermögenssteuern wichtig, sondern 
auch die Kapitalertragssteuern sowie 
die Spitzensätze bei der Einkommens-
steuer.

In Österreich gilt immer noch: Wer 
arme Eltern hat, hat schlechte Chan-
cen auf eine gute Ausbildung. Das der-
zeitige österreichische Schulsystem ist ein 
System der frühzeitigen sozialen Auslese. Was 
sind Ihre Erfahrungen dazu? Lässt sich die Vererb- 
barkeit von (Bildungs-)Armut durchbrechen?

Das dreigliedrige Schulsystem ist ein großer Fehler, denn 
es führt zu einer sehr frühen Selektion der Kinder, die 
aufs Gymnasium gehen dürfen. Dies begünstigt natürlich 
jene SchülerInnen, die aus bildungsbürgerlichen Eltern-
häusern kommen. Es wäre daher sehr wichtig, dass es nur 
Gesamtschulen gibt, die von möglichst allen Kindern bis 
zum 18. Lebensjahr besucht werden.

Darüber hinaus müsste die frühkindliche Förderung schon 
im Kindergarten anfangen, damit die Herkunft und die Bil-
dung der Eltern keine so prägende Bedeutung haben.

Wichtig ist allerdings nicht nur die Schulform – genauso 
wichtig ist der Betreuungsschlüssel zwischen LehrerInnen 
und Kindern. Wenn die Klassen zu groß sind, setzen sich 
wieder die Kinder aus den bildungsnahen Elternhäusern 
durch.

Sind Commons eine Möglichkeit, um Armut zu be-
kämpfen?

Der Begriff „Commons“ ist zu eng, weil damit ja letztlich 
nur Formen der Allmende gemeint sind.
Wichtig ist vor allem ein ausgebauter Sozialstaat, um Ar-
mut zu bekämpfen. Also eine vernünftige Arbeitslosenver-
sicherung, eine ausreichende Sozialhilfe, eine angemes-
sene Grundrente. 
Dazu zählt auch ein umfassendes öffentliches Angebot an 
Dienstleistungen - von guten Schulen bis zu einem billigen 
Nahverkehr.

Warum haben Menschen, die immer am Limit leben 
oder auch darunter, keine ausreichend starke Lobby?

Das zentrale Problem ist, dass große Teile der Unter-
schichten nicht zur Wahl gehen. Also lohnt es sich für Po-
litiker nicht, sich für die Armen einzusetzen – denn damit 

gewinnt man keine Stimmen. Dies führt zu einem 
Teufelskreis: Weil sich die Politik nicht um 

die Benachteiligten kümmert, haben die-
se das Gefühl, dass es sich nicht lohnt 

zur Wahl zu gehen, was dann erst 
Recht dazu führt, dass sich die Poli-
tik für die Armen nicht interessiert.

Hinzu kommt der tendenzielle Ras-
sismus: Viele ÖsterreicherInnrn und 

Deutsche glauben, dass sich in der 
Unterschicht vor allem „Fremde“ fin-

den, also MigrantInnen. Sie sehen nicht, 
dass es ihnen selbst schadet, wenn sie die 

Unterschicht verachten und mit den Reichen 
paktieren. 

Ulrike Herrmann Foto: Herby Sachs, WDR
ist Journalistin und Sachbuchautorin. Sie ist ausgebildete 
Bankkauffrau und studierte Geschichte und Philosophie an 
der FU Berlin. Herrmann ist Wirtschaftskorrespondentin bei 
der „tageszeitung“ (taz). Zu ihren Publikationen zählen auch 
die Bücher „Hurra, wir dürfen zahlen. Der Selbstbetrug der 
Mittelschicht“ (Westend 2010) und „Der Sieg des Kapitals. 
Wie der Reichtum in die Welt kam. Die Geschichte von 
Wachstum, Geld und Krisen.“ (Westend 2013).

Auch der Betreuungschlüssel 
ist wichtig.

Wenn die Klassen zu groß sind, 
setzen sich wieder die Kinder aus 

den bildungsnahen Elternhäu-
sern durch.

Working poor in OÖ

35.000 Menschen in unserem 
Bundesland können von ihrem Arbeitseinkommen nicht 
leben. Sie zählen zu den working poor.

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2014
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Die österreichische Armutskonferenz 
hat eine Studie erstellt, die sich auf  
Interviews mit Armutsbetroffenen stützt und 
unter anderem den mangelnden Zugang zu 
Gesundheitsdienstleistungen, die Unterschiede 
zwischen Stadt und Land, Nicht-Leistbarkeit von 
Gesundheitsdienstleistungen, Unverständlichkeit 

Einkommensschwächere Menschen
besuchen um 20 % seltener 

       einen Facharzt.

Einkommensschwächere 
Menschen werden durchschnittl.          

billigere Medikamente 
      verschrieben

Medikamente

Brillen, Hörgeräte oder auch
Zahnersatz sind kaum 

leistbar

Selbstbehalte

Facharzt

Therapien
Vorfinanzierung von 

Behandlungen ist kaum möglich, 
Selbstbehalte sind gestiegen

Lebensstil
Gesundes Essen und 

Sportangebote sind teuer

Erreichbarkeit
Gerade im ländlichen Bereich

sind medizinische Einrichtungen 
schlecht erreichbar

Heißt krankenversichert immer gut versorgt?

Quelle: Armutskonferenz - Lücken und Barrieren im Gesundheitssystem, Grafik: freepik.com

Lücken und Barrieren im Gesundheitssystem

von Diagnosen und Befunden, Schwierigkeiten bei 
Gutachten, Beschämung und Ängste thematisiert. 

Die qualitative Erhebung hatte zum Ziel, Armutsbetroffene 
selbst zu fragen, ihre Erfahrungen und ihr Wissen in den 
Mittelpunkt zu stellen. Auf Basis der in der Untersuchung 
festgestellten Lücken in der Gesundheitsversorgung wer-
den Möglichkeiten zur Verbesserung der identifizierten 
Problembereiche diskutiert. 
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Begleitdienste („Mitgehen“) für Armutsbetroffene bei 
Gutachten und Gesundheitsdiensten. Auch bei Ämtern 
und Behörden.

Persönliche Begleitung, Mentoring, Buddies: Jemanden 
haben, der/die einfach da ist und Gemeinsames 
unternimmt, Freizeitaktivitäten etc.

Psychotherapie und psychosoziale Notdienste: 
erleichterter Zugang zu kostenloser Psychotherapie, 
Ausbau von Therapie- und Beratungseinrichtungen 
und psychosozialen Notdiensten außerhalb der 
Ballungszentren.

Prävention und Rehabilitation: erleichterter Zugang 
zu präventiven Gesundheitsmaßnahmen wie Kuren 
etc., uneingeschränkter Zugang zu REHA-Maßnahmen; 
Personen mit multiplen Beeinträchtigungen sind wegen 
Betreuungsbedarf von Kuren ausgeschlossen.

Finanzielle Unterstützung: Unbürokratische 
finanzielle Unterstützung bei Behandlungen mit 
hohen Selbstbehalten (Zahnersatz, Regulierungen, 
etc.) sowie bei notwendigen Heilbehelfen (Hörgeräte, 
orthopädische Hilfen etc.); Selbstbehalte außerhalb der 
Rezeptgebührenbefreiung sind für Prekarisierte und 
Einkommensschwache nicht leistbar.

Bessere räumliche Erreichbarkeit von 
Gesundheitseinrichtungen: Menschen mit wenig Geld 
haben besonders im ländlichen Raum große Probleme, 
Gesundheitseinrichtungen zu erreichen. Auch kleinere 
Wege sind ohne Auto kaum machbar. Kommen Armut 
und Krankheit zusammen, ist die Mobilität völlig 
eingeschränkt.

Kein Zwang zu krankmachender Erwerbsarbeit: 
Die Erfahrung „ganz unten“ ist, dass Arbeit nicht 
automatisch „integriert“, sondern „sozial exkludieren“ 
kann, was Fragen rund um Sanktionen, Krankheit, 
Invaliditätspension und „Arbeit um jeden Preis“ aufwirft. 
Wenn Arbeit krank macht, prekarisiert, ohne Anerkennung 
und Wertschätzung, entsteht soziale Ausgrenzung 
durch die Arbeit selbst. „Arbeit um jeden Preis?“: AMS, 
Sanktionen und Angst machen krank.

Medizinische Gutachten - Mehr Respekt und Beachtung 
vorliegender Befunde: Bessere Ausbildung und 
Sensibilisierung von GutachterInnen. Bereits vorliegende 
Befunde dürfen nicht missachtet werden.

Krank und vor dem Nichts? Wiedereinführung des 
Pensionsvorschusses: Der Pensionsvorschuss war 
bisher eine finanzielle Absicherung für Menschen, deren 
Anspruch auf Krankengeld nach einem Jahr Bezug 
ausgeschöpft war. Gerade schwere Unfälle, langwierige 
Krebserkrankungen oder die zunehmenden psychischen 
Erkrankungen bringen eine längere Arbeitsunfähigkeit 
mit sich. Jetzt stehen die Betroffenen vor dem Nichts.

Gleiche Behandlung und gleiche Therapien – egal ob arm 
oder reich:  Werden Armutsbetroffene gleich behandelt, 
bekommen sie die gleiche Medizin, die gleiche Therapie? 
Keine Klassenmedizin – ob bewusst oder unbewusst!

Keine Kürzung für soziale Dienste und Einrichtungen: 
Sparpakete und Austeritätspolitik verschlechtern die 
Unterstützung von sozialen Diensten.

Rechtshilfe und Anwaltschaft: Gleicher Zugang zum 
Recht für alle – egal ob arm oder reich. Vertretung von 
Betroffenen bei Krankenkasse, Pensionsversicherung, 
AMS und Sozialamt. Rechtsberatung, Rechtshilfe und 
Rechtsdurchsetzung.

Krankenversicherung - Schließen der Lücken für 
Menschen ohne Krankenversicherung: Für viele ist der 
mangelnde Krankenversicherungsschutz kurzzeitlich, für 
manche dauerhaft. Es ist ein Mix aus strukturellen Lücken, 
sozialen Benachteiligungen, fehlenden persönlichen 
Ressourcen und mangelnder Information. Davon betroffen 
sind Menschen in prekärer Beschäftigung, Personen 
in schweren psychischen Krisen, Arbeitssuchende 
ohne Leistungsanspruch, Hilfesuchende, die ihren 
Mindestsicherungsanspruch aus Scham nicht einlösen.

Verständlichkeit und Lesbarkeit von Formularen, 
Diagnosen und Therapien: Eine angemessenere und 
leichter verständliche Formularsprache. Mehr Zeit für die 
Erklärung von Diagnosen bzw. Therapien.

Dialogforen mit ÄrztInnen, EntscheidungsträgerInnen 
und anderen Gesundheitsberufen: Armutsbetroffene 
kommen ins Gespräch mit AkteurInnen des 
Gesundheitssystems. Sensibilisierung für Anliegen und 
Situation Einkommensschwacher, Erfahrungsaustausch 
am runden Tisch (z.B. mittels „Weltcafé“).
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Martin Schenk beschreibt den Giftcocktail 
aus hoher Anforderung bei gleichzeitig geringer 
Einflussmöglichkeit und niedriger Anerkennung. 

„Durch den ins Unangemessene gesteigerten Verkehr, 
durch die weltumspannenden Drahtnetze des Tele-
graphen und Telephons haben sich die Verhältnisse in 
Handel und Wandel total verändert. Alles geht in Hast 
und Aufregung vor sich, die Nacht wird zum Reisen, der 
Tag für die Geschäfte benützt, selbst die Erholungsreisen 
werden zu Strapazen für das Nervensystem.“ Das Zitat 
stammt aus dem Jahr 1893. Der Arzt Wilhelm Erb erklärt 
in seiner Zeitdiagnose vor mehr als hundert Jahren was 
zur Nervenschwäche führe. „Neurasthenie“ wurde in den 
USA und auch in Europa zur häufig diagnostizierten Bela-
stungserkrankung. Beschrieben wurde die Nervenschwä-
che bei Angehörigen der städtisch-bürgerlichen Elite als 
eine nervöse Reaktion auf Überlastung. Die Neurasthe-
nie wurde zur Krankheit der „Kopfarbeiter“ der weißen 
Mittel- und Oberschichten. Mit dem Ausbruch des ersten 
Weltkriegs verschwand das Konzept der Neurasthenie. 
Zeit für Therapie und Kur gab es jetzt nicht mehr und die 
tausenden Kriegsversehrten ließen andere Krankheits-
bilder dominant werden.

Nach dem zweiten Weltkrieg entwickelte sich ein neues 
Belastungskonzept, die „Managerkrankheit“. Bluthoch-
druck und Herzinfarkt rafften die Chefs dahin. Im 
Wiederaufbau und im Wirtschaftswachstum 
überforderten sich die Firmenleiter mit 
der Folge hohen Risikos von Herzlei-
den. Auch hier - ähnlich wie bei der 
Neurasthenie - wird die Manager-
krankheit als ein Problem der Eli-
ten beschrieben. 

Die Rede vom Stress brachte 
eine Änderung. Stress können 
alle haben. Stress demokratisier-
te die Belastungsstörung. Studien 
in den 1990er Jahren ergaben, dass 
die sogenannte Managerkrankheit bei 
Personen aus dem untersten Einkom-
mensschichten höher als bei den eigentlichen 
Managern ausfällt. Und dann kam das „Burn Out“. 
Zuerst als Diagnose in helfenden Berufen wie Sozialarbeit 
oder Pflege. Dann bei Führungskräften. Jetzt bei allen. Burn 
Out erzählt uns, wie wir zusammenbrechen dürfen, ohne 
uns dafür schämen zu müssen. Depression ist Versagen, 
Burn Out hingegen „die erfolgreichere Variante des er-

Vom Nervenkostüm der Erschöpfung
schöpften Selbst“, formuliert der Historiker Patrick Kury.
Viele Frauen und Männer suchen in Sozialberatungsstellen 
um Hilfe. Ich hab noch nie so viele Leute mit schweren de-
pressiven Erschöpfungszustände erlebt wie in den letzten 
Jahren.  „Wir stören. Das haben wir alle gemeinsam“, sagt 
die Vertreterin der Selbsthilfegruppe von Menschen mit 
psychischen Erkrankungen. Wir stören einfach. Weil wir 
haben ja eine Störung. Jetzt ist die Zeit 
der Erschöpfung. Jeder ist seines 
Glückes Schmied. Du kannst 
gewinnen, wenn du nur willst! 
Immer lächeln, das macht dich 
erfolgreich. Die andere Seite: 
Wenn du es nicht schaffst, 
bist du selbst schuld. Wenn 
du keinen Job hast, leistest du 
nichts. Wenn du einen Job hast, 
dann musst du mehr leisten, damit 
du ihn noch morgen hast. Wenn du nicht 
mehr mitkommst, bist du ein Versager. Wenn du nicht 
funktionierst, dann störst du. Ich störe einfach, sagt die 
Erschöpfung. Ich kann nicht mehr. Wir haben eine Störung.

Das Ausbrennen weist auf eine Wettbewerbsgesellschaft, 
die sich ihrer Ziele und Zwecke entgrenzt hat, argumen-
tieren die Soziologen Sighard Neckel und Greta Wagner. 
Immer mehr Bereiche werden der Konkurrenz unter-
worfen, Wettbewerb definiert die gesellschaftliche Ord-

nung als Ganzes: jetzt auch das Krankenhaus, den 
Pflegedienst, die Universität, die Schule - bald 

auch den Kindergarten? Die massenkul-
turelle Begleitmusik spielt in den Ca-

stingshows oder inszeniert sich in 
der Körperkonkurrenz vom next 
Top Model. Das Problem ist nun: 
Die Rhythmen der Wettbewerbe 
beschleunigen sich auch in der 
Erwerbsarbeit. Da hat man als 
neuer Arbeitskraftunternehmer 
immer neu zu bestehen. In der 

verbleibenden Zeit dazwischen ist 
es angesagt, an der eigenen Wett-

bewerbsfähigkeit zu arbeiten. „Doch 
Wettbewerbe sind Ausscheidungskämp-

fe und notwendigerweise damit verbunden, 
dass sie Verlierer produzieren“ (Neckel). Und ge-

winnen tun halt immer nur ein paar wenige. Da gibt’s viel 
Anstrengung bei vielen, dafür Anerkennung nur für weni-
ge. Stress ist nicht das Problem, Anstrengung und Anforde-
rung sind wichtig und richtig. Aber ohne Anerkennung und 
ohne Selbstbestimmung wird es für uns schädlich. Der 

Immer mehr Bereiche werden 
der Konkurrenz unterworfen, 

Wettbewerb definiert die gesell-
schaftliche Ordnung als Ganzes: jetzt 
auch das Krankenhaus, den Pflege-
dienst, die Universität, die Schule - 

bald auch den Kindergarten? 
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Giftcocktail besteht aus drei Zutaten: Hohe Anforderung 
bei gleichzeitig geringer Einflussmöglichkeit und niedriger 
Anerkennung. Die Konkurrenzideologie will Leistung und 
Ressourcen vermehren, verbrennt aber gleichzeitig jene 
menschlichen Potentiale, die sie zu steigern vorgibt. Ein 
System zeigt Nerven.

Ein Schuhputzer am Bahnhof, eine Bäckerin, ein Sänger 
und ein Bub aus Afrika. Im Film „Le Havre“ des Regisseurs 
Aki Kaurismäki erzählen sie ihre Geschichte von unten. 
Aufmerksam, verzweifelt und widerständig. Ein Märchen?

„Immer mehr Menschen werden 
über unwürdige und entwürdigende 
Arbeit in den Arbeitsmarkt inte-
griert“, analysiert Klaus Dörre, Pro-
fessor an der Universität Jena. Der 
renommierte Soziologe warnt vor 
den Konsequenzen. Deutschland habe 
in den letzten 10 Jahren den raschest 
wachsenden Niedriglohnsektor Europas 
gestellt. „Seit den 1980er Jahren erleben 
wir einen Fahrstuhleffekt nach unten, der 
in Deutschland eine prekäre Vollerwerbsge-
sellschaft hervorgebracht hat.“ Prekarität frisst sich 
mittlerweile vom Rand in die Mitte hinein. Die Mehrzahl 
der Menschen im deutschen Niedriglohnsektor verfü-
gen über eine abgeschlossene Berufsausbildung. „Prekär“ 
heißt ja wörtlich nicht nur „unsicher“, sondern lateinisch 
eigentlich „auf Widerruf gewährt“, „auf Bitten erlangt“. 
Da steckt der geringe Umfang an Kontrollchancen und 
Handlungsspielräumen bereits im Begriff. Das beschreibt 
ein abhängiges und freiheitsbeschränkendes Verhältnis. 

Ein weiteres Märchen entlarvt Dörre in seinen Studien: 
Prekäre Beschäftigung ist kein Sprungbrett in den 
sogenannten ersten Arbeitsmarkt. Nur 12% steigen 

in bessere Arbeitsverhältnisse um. Man fällt schnell hinein 
und kommt umso schwerer wieder heraus. Es entste-
hen vielmehr Drehtüreffekte, „zirkulare Mobilität“ vom 
schlechten Job zum schlechten Job.

Die Daten weisen auf ein zentrales Problem hin: „Wer 
rund um Hartz IV verdient, ist gesellschaftlich nicht mehr 
respektiert“. Prekarität hat „die Schwelle der Respekta-
bilität verändert“ und „den Druck auf die Leute erhöht“. 
Hartz IV ist die Verschiebung der Schwelle der Respekta-
bilität nach unten. Die Betroffenen werden gesellschaft-

lich missachtet. Hartz IV ist wie ein Hamsterrad, 
das Leute unter der Sphäre der Anerkennung 

hält. Die Prekaritäts-Logik verlangt, jene 
qualitativen Ansprüche an Arbeit und 
Leben aufzugeben, die motivieren und 
zu Engagement befähigen. Das Leitbild 
von Hartz IV klagt etwas ein, das es in 
seiner Praxis zertrümmert. Das alles 
ist praktisch für jene, die wollen, dass 

alles so bleibt, wie es ist. Die Verachtung 
für die „Unterschicht“, die da produziert 

wurde, verhindert jede Form der Aufmerk-
samkeit, Einfühlung und Solidarität. 

Wer den Film „Le Havre“ gesehen hat, entdeckt darin ein 
Gegenbild zur Missachtung der „Unterklasse“. Hier tre-
ten Armutsbetroffene und Prekarisierte mit Eigenschaf-
ten auf, die ihnen sonst beständig abgesprochen werden: 
solidarisch, findig, klug, strategisch, sorgend und verant-
wortungsvoll. Kein Märchen. Wir brauchen eine andere 
Perspektive.

Martin Schenk
ist Sozialexperte der Diakonie und Mitbegründer der 
Armutskonferenz, www.armut.at

Die Prekaritäts-Logik 
verlangt, jene qualitativen 
Ansprüche an Arbeit und 

Leben aufzugeben, die moti-
vieren und zu Engagement 

befähigen. 

Das Schlimmste, aus meiner Sicht, ist die Ausweglosigkeit! Viele Menschen 
wissen sich oft nicht zu helfen und es kann dadurch zu Selbstmordversuchen 
kommen. Viele flüchten sich - so wie ich - in den Alkohol um den „Schmerz“ 
zu betäuben!

Es wäre mir geholfen wenn ich eine leistbare Wohnung bekommen würde. 
Wünschen tu ich mir die Anhebung des Mindesteinkommens bzw. der 
Mindestsicherung, um leichter leben zu können. 

Sonja
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Armutsrisiko für Menschen mit Beeinträchtigung

Aus Ergebnissen der Armutsforschung wissen wir, 
dass Menschen mit Beeinträchtigung auch in einem 
Wohlfahrtsstaat wie Österreich einem hohen 
Risiko ausgesetzt sind, unter die Armutsgrenze 
zu rutschen oder sogar von manifester Armut 
betroffen zu sein. Norbert Krammer, 
VertretungsNetz - Sachwalterschaft

Die Selbstbestimmt-Leben-Bewegung formulierte schon 
vor Jahren zu Recht, dass Menschen mit Beeinträchtigung 
nicht behindert sind, sondern (von der Gesellschaft) be-
hindert werden. Die monetäre Benachteiligung spiegelt 
diese Sichtweise wider. 

Der Anteil armutsgefährdeter Menschen in Österreich 
liegt laut Statistik Austria (EU-SILC 2014) bei knapp über 
14 Prozent. Oberösterreich schneidet mit rund 11 Pro-
zent geringfügig besser ab, dies ergibt trotzdem rund 
149.000 Menschen mit sogenannter Einkommensarmut. 
Ohne Transferleistungen (Beihilfen, Sozialleistungen, För-
derungen) würde der Prozentsatz österreichweit auf über 
40 Prozent einkommensarmer Menschen hinaufschnellen.

Die EU-SILC-Daten weisen für die „Risikogrup-
pe“ der Menschen mit Behinderung mit 16 % 
eine noch höhere Armutsgefährdung aus.
 
Manifeste Armut, die sich durch dauerhafte Ausgren-
zung und Einkommensarmut definiert, zeigt die Notlage 
noch dramatischer auf: Rund 5 Prozent der ös-
terreichischen Bevölkerung müssen unter 
den Bedingungen manifester Armut ihr 
Leben meistern. Menschen mit Behin-
derung sind mehr als doppelt so oft 
von manifester Armut betroffen. Die 
Erhebung ergibt bei rund 11 Prozent 
der Personengruppe bzw. 84.000 
Menschen mit Behinderung sowohl 
Einkommensarmut als auch Depriva-
tion, also finanzielle Armut und soziale 
Ausgrenzung im Sinn manifester Armut. 
 
Statistische Erhebungen können die vielfäl-
tigen Facetten der Lebenssituationen oft nur 
vereinfacht und damit indifferent darstellen. Es gibt eine 
gemeinsame Schnittmenge mit weiteren „Risikogruppen“, 
z.B. Menschen mit Pflegebedarf oder Alleinerziehende. 
Daher kann man davon ausgehen, dass die Anzahl der von 

Einkommensarmut betroffenen Menschen mit Behinde-
rung noch höher ist.

Wie wichtig gerade für diese „Risikogruppe“ die Transf-
erleistungen sind, um Armutsgefährdung oder manifeste 
Armut zu miniminieren, erleben wir Vereinssachwal-
ter_innen täglich in unserer Vertretungspraxis. Mit dem 
oftmals mühsam erkämpften Pflegegeld, das als Zuschuss 
zu pflegebedingtem Mehraufwand definiert ist, können 
private Unterstützungen zugekauft werden. Oder es 
werden bei den Bezirksverwaltungsbehörden Unterstüt-
zungsleistungen nach dem Chancengleichheits-Gesetz 
(ChG) oder dem Sozialhilfegesetz (SHG) beantragt. Bei 
manchen Leistungen ist das Pflegegeld Voraussetzung, da-
mit das Land Oberösterreich sie gewährt. 
Zum Beispiel bei stationären Ein-
richtungen, bei einigen mobilen 
Betreuungsangeboten und bei 
der persönlichen Assistenz. 
Ohne Pflegegeld, das zumeist 
bis auf ein kleines Taschen-
geld eingesetzt werden muss, 
könnten die notwendigen Hil-
fen nicht finanziert, organisiert 
oder beantragt werden. Hier hilft 
die Transferleistung zur Vermeidung von 
manifester Armut. 

Wenn die vorgeschriebene Eigenleistung z.B. aus dem 
Pflegegeld nur mehr ein Taschengeld übrig lässt, dann fällt 
die Einschätzung über erhaltene Unterstützung zwie-
spältig aus: Gut, dass es die Hilfestellung - Beispiel Be-

treuung - gibt, schlecht, dass die Selbstständigkeit 
durch den minimalen finanziellen Spielraum 

(Taschengeld € 44,30) sehr eingeschränkt 
wird. Manchmal wird daher die Transfer-
leistung als nicht ausreichend zu beur-
teilen sein. Oder die Eigenleistung als 
überschießend.

Im Bereich von stationärer Betreu-
ung in Einrichtungen - sowohl nach 

SHG als auch nach ChG – wird neben 
dem Pflegegeld auch das Einkommen 

für die Eigenleistung herangezogen. Bis 
zu 80 Prozent der Einkünfte müssen an 

den Sozialhilfeverband abgeliefert werden. Im 
Regelfall verbleibt dann nur mehr ein sehr geringes 

Taschengeld von maximal € 165,56. Menschen mit um-
fassendem Pflege- und Betreuungsbedarf, die in einer Ein-
richtung leben, haben damit überwiegend nur mehr knapp 

Die oö. Landesregie-
rung hat die dadurch 

verstärkte manifeste Armut 
von Menschen mit Behinderung 
zu verantworten. Wir fordern 
weiter dringend eine Reform 
des oö. Mindestsicherungs-

gesetzes! 
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€ 210 pro Monat zur Verfügung, um die Kosten für private 
Hygieneartikel, Friseur, Fahrtkosten, Kleiderkauf oder ei-
nen Kaffeehausbesuch zu bestreiten. Sonderausgaben sind 
dann nicht mehr möglich. Menschen in stationären Ein-
richtungen sind von manifester Armut sehr oft betroffen, 
werden aber in den EU-SILC-Statistiken nicht entspre-
chend hervorgehoben. Die Armut in Einrichtungen muss 
deutlicher aufgezeigt und bekämpft werden!

Noch ein abschließendes Beispiel für manifeste Armut, 
die durch die öffentliche Hand mitverantwortet werden 
muss: Die Anrechnung der Familienbeihilfe in der oö. Min-
destsicherung wurde vielfach kritisiert, denn dadurch wird 
einerseits die Bund-Länder-Vereinbarung zur Bedarfsori-
entierten Mindestsicherung ganz klar gebrochen, und an-
dererseits bestehen verfassungsrechtliche Bedenken. Die 
Kritik kommt von vielen Seiten, z.B. von der Volksanwalt-
schaft, von Betroffenenorganisationen und von Dachver-
bänden. Eine Änderung des Landesgesetzes konnte dies 
noch nicht bewirken. Oberösterreich ist neben Kärnten 
das einzige Bundesland, in dem ein Familienbeihilfenbezug 
die Mindestsicherung reduziert. Die oö. Landesregierung 
hat die dadurch verstärkte manifeste Armut von Men-
schen mit Behinderung zu verantworten. Wir fordern 
weiter dringend eine Reform des oö. Mindestsicherungs-
gesetzes! 

Gehandicapte Menschen sind in mehrfacher Sicht armutsgefährdet
Mit dem Chancengleichheitsgesetz 2008 wurden zwar die Rahmenbedingungen für eine 
autonome Lebensführung beeinträchtigter Menschen geschaffen; in der Praxis scheitert diese 
jedoch an der unzureichenden Finanzierung der Unterstützungen laut ChG. Auch medizinische 
Hilfsmittel und Therapien verursachen oft hohe Kosten, da diese oft nicht zur Gänze ersetzt 
werden. Beeinträchtigte Menschen können aber auch an sozialer Armut leiden, die sie oft 
von ihren Eltern quasi „geerbt“ haben. Diese sind oft sozial ausgegrenzt, da sie durch den 

erhöhten Betreuungsaufwand für ihr behindertes Kind nur beschränkt für ihr 
soziales Umfeld greifbar sind und Kontakte nur mehr schwer gepflegt und 

aufrechterhalten werden können. Der soziale Rückzug der Eltern führt oft 
auch bei den Betroffenen zu Schwierigkeiten im zwischenmenschlichen 
Bereich, da sie sich unterschwellig als anders und abgegrenzt 
wahrnehmen. So kann auch mangelnde Kontaktfähigkeit entstehen und 
ergibt mit der körperlichen Einschränkung ein erschwertes Vorankommen 

in der Arbeitswelt und dadurch wiederum finanzielle Einbußen. 

Alfred Prantl, IVMB - Vereinigung der Interessensvertretungen der Menschen mit 	
Beeinträchtigungen in OÖ 

Armut bei Menschen
mit Behinderung in Österreich

84.000159.00059.000

Einkommensmangel

Teilhabemangel

manifeste Armut

entspricht 7 % entspricht 20 % entspricht 11 %

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2014, Grafik: freepik.com

Menschen mit Behinderung sind mehr als doppelt so oft von 
manifester Armut betroffen als Menschen ohne Behinderung.
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Während ich darüber nachdenke, was respektvolle Ar-
mutsberichterstattung ist, trudeln stündlich neue Mel-
dungen über Flüchtlinge ein, die Österreichs Grenzen 
erreichen. Begleitet sind diese Meldungen oft von Bil-
dern von Menschen, die in gespendeten Jacken in provi-
sorischen Lagern auf Isomatten kauern, um sich herum 
ein paar Habseligkeiten. Viele von ihnen haben den Blick 
gesenkt. Sie blicken in ihre Smartphones. Sie wollen nichts 
versäumen, keine Nachricht von der daheimgebliebenen 
Familie, keinen Hinweis auf geschlossene Grenzen, nicht 
fahrende Züge, Landminen, Fluchtrouten. 
 
Sollten Medien die Bilder von den Flüchtlingen mit den 
Smartphones nicht zeigen, um die Solidarität mit diesen 
Menschen nicht zu gefährden? Denn viele ZuseherInnen 
und LeserInnen sagen angesichts der Bilder: Diese Men-
schen sind gar nicht arm. Sie denken: Wer ein Smartphone 
besitzt und Markenkleidung trägt, der hat keine existen-
ziellen Sorgen. Ist sichtbare Armut also eine Vorausset-
zung für Mitgefühl mit Flüchtlingen? Und sollten Medien 
dieses Mitgefühl überhaupt fördern? Müssen sie nicht ein-
fach darstellen, was Sache ist?
 
Doch, das müssen sie. Doch was Sache ist, lässt sich mit 
Bildern alleine kaum erzählen. Eine Tatsache wird erst 
durch ihren Zusammenhang zur Aussage. Und Armut ist 
in hohem Maße eine Frage des Zusammenhangs. Wer in 
einem reichen Sozialstaat wie Österreich an der Armuts-
grenze lebt, mag im globalen Vergleich verhältnismäßig 

Armut in den Medien
reich sein – und ist in Österreich doch 
vieler Chancen beraubt. Man muss 
nicht auf fleckigen Zeitungen im 
Park schlafen, um sozial ausge-
grenzt zu sein. Viele Alleinerzie-
hende oder prekär Beschäftigte 
können ihren Kindern keinen 
sozialen Aufstieg ermöglichen. 
Auch wenn die Kinder nicht bet-
teln gehen müssen. 
 
Es ist Aufgabe des Journalismus, den Kontext herzustellen, 
der soziale Zusammenhänge verstehen lässt. Der erklärt, 
warum jemand in Not geraten ist oder in Armut abrut-
schen kann. Medien müssen gesellschaftliche Strukturen 
hinter Einzelschicksalen illustrieren und nicht Klischees 
verbreiten. Das setzt voraus, dass sich JournalistInnen 
dieser Strukturen bewusst sind. Nur so können sie Lese-
rInnen und ZuseherInnen vermitteln, dass Armut fast alle 
treffen kann. Und nur so kann das Publikum Informationen 
einordnen. Verstehen, dass das Smartphone in der Hand 
des syrischen Flüchtlings ein überlebenswichtiger Draht 
zur Welt ist, an den er sich klammert. Und kein Luxusge-
genstand. 

Lisa Mayr
Ressortleiterin „Wissen und Gesellschaft“, Der Standard 

Foto: Robin Menges

Finanzminister Schelling über die Höhe der Mindestsicherung
Herr Finanzminister, ich empfehle Ihnen, nur ein Mal einen Monat mit der 
Mindestsicherung in der Höhe von 827,- Euro ihren Lebensunterhalt zu 
bestreiten. Lassen Sie sich in diesem Monat aber von niemandem einladen 
und bezahlen Sie alle lebensnotwendigen Aufwendungen aus ihrer eigenen 
Tasche, damit Sie endlich einmal begreifen und nachvollziehen können, 
was es heißt, mit so einem geringen Einkommen auskommen zu müssen. Und 
diesen Betrag wollen Sie weiter kürzen! Wo leben Sie eigentlich?

Hans Riedler, Linz
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Initiative „WEG aus der Energiearmut“ für 
einkommensschwache Familien ausgeweitet
Mit Ende des Sommers und dem Start der Heizsaison 
in einigen Wochen verstärkt sich die Notlage jener 
Menschen in Oberösterreich, die von Energiearmut 
betroffen sind. Auch in Oberösterreich gibt es 
Haushalte, die sich im Winter das Heizen nicht 
leisten können. Landeskorrespondenz OÖ

Nach aktuellen Zahlen von Oxfam, welche die Caritas 
präsentiert hat, fehlt 50 Millionen Menschen in Europa das 
Geld zur Heizung ihrer Wohnungen oder für unvorher-
gesehene Ausgaben. Allein in Österreich geben 268.000 
Menschen an, ihre Wohnungen nicht angemessen warm 
halten zu können (EU-SILC 2014).

Das oö. Energieressort hat daher 2012/13 gemeinsam mit 
dem OÖ Energiesparverband ein europaweit einzigar-
tiges Modell zur Entschärfung der Energiearmut bei ein-
kommensschwachen Haushalten initiiert: „WEG aus der 
Energiearmut“. Das Energiespar-Projekt wurde nach dem 
Pilotversuch im Bezirk Urfahr-Umgebung evaluiert und 
jetzt zur breiten Umsetzung, in einem ersten Schritt in 
den Bezirken Braunau, Freistadt und Linz-Land, freigege-
ben. Pro Haushalt lassen sich mit den Projekt-Maßnahmen 
knapp 1.000 Euro auf 15 Jahre einsparen.

In den Bezirken Braunau, Freistadt und Linz-Land gibt es 
rund 4.500 einkommensschwache Haushalte (nach defi-
nierten Kriterien). Diese können kostenlose Energiebe-
ratungen und Erstmaßnahmen (wie LED-Lampen) sowie 
eine Förderung von bis zu 250 Euro beim Austausch auf 
ein neues energieeffizientes Elektrogerät erhalten.

Landesrat Rudi Anschober: „Die Belastung einkommens-
schwacher Familien durch Energiekosten ist enorm, rund 
11 % des Einkommens wird hier für Energie ausgegeben. 
Der Heizkostenzuschuss im Winter hilft zwar kurzfristig, 
längerfristig muss aber das Ziel sein, die alten „Ener-
gieschlucker“, wie Waschmaschinen oder Kühlschränke, 
gegen stromsparende Geräte auszutauschen – so gewin-
nen nicht nur die Haushalte, sondern auch die Umwelt. 
Mein Ziel ist: In OÖ muss die Versorgung mit Wärme und 
Strom zu einem Grundrecht werden!“

Kontakt
Betroffene können sich beim OÖ 
Energiesparverband melden, alle Informationen 
gibt es telefonisch unter 0800-20 52 06 sowie 
im Internet unter www.energiesparverband.at > 
Förderungen > Energiearmut.

16%

221.000

Armuts- oder 
Ausgrenzungs-

gefährdung 

in Ober-
österreich

Menschen

Quote

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2014, Grafik: freepik.com

11%

In einkommensschwachen 
Familien werden rund 

11 % des Einkommens wird 
für Energie ausgegeben. 
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Armut im Wohlstand stellt eine singularisierte 
Erfahrung dar, ist mit großer Scham behaftet 
und wird von den Betroffenen nach Möglichkeit 
versteckt. Parallel dazu hat die Gesellschaft 
gelernt, nicht hinzusehen, um nicht mit 
Armut konfrontiert respektive sich proaktiv 
mit Armutsbewältigung abzugeben. Sichtbar 
wird Armut in Ausnahmefällen, abhängig von 
Tätigkeiten wie Betteln sowie der Nutzung des 
öffentlichen Raums für Schlafen, Essen, Trinken 
etc. Heinz Schoibl

Wenn der öffentliche Raum zum Lebensmittelpunkt wird, 
wenn also Armut an die Öffentlichkeit tritt, wird diese mit 
Ablehnung und Vertreibung beantwortet, weil Betteln und 
Alltagsleben im öffentlichen Raum die gelernte Haltung, 
Armut zu verstecken, in Frage stellen und gegen zentra-

le Verhaltensregeln unserer Wohl-
standsgesellschaft verstoßen. Die 

Mitglieder der Wohlstandsge-
sellschaft zeigen demonstrativ, 
wie gut es ihnen geht. Armut 
aber wird abgelehnt, Betteln 
ist unerwünscht, vor allem 

weil es daran erinnert, dass 
der Wohlstand nur geborgt ist.

Vertreibung von Armut aus 
dem öffentlichen Raum
Betteln und Alltag im öffentlichen Raum waren in den 
letzten Jahrzehnten die Domäne einer kleinen Gruppe 
von Obdachlosen (überwiegend Männer mittleren Alters), 
die von den Hilfeangeboten der Wohnungslosenhilfe nur 
schwer erreicht wurden. Auch diesbezüglich ist festzu-
halten, dass die Datenbasis in Österreich sehr schlecht 
ist. Wir wissen schlicht nicht, wie viele Menschen unter 
welchen Rahmenbedingungen und mit welchen Tätigkeits-
mustern in österreichische Städte und Regionen kommen, 
wie lange sie bleiben und wie es um ihre Lebens- und Be-
darfslagen bestellt ist. Zuletzt ist es in der veröffentlichten 
Meinung um diese Zielgruppe für Sozial- und Wohnpolitik 
still geworden. 

Nun aber kommt eine neue und zahlenmäßig nennens-
werte Gruppe von (temporären) Zuwanderern aufgrund 
von struktureller Verelendung in Regionen der südöst-
lichen EU-Staaten auch in die österreichischen Städte, um 

Armut im Wohlstand
hier finanzielle Mittel für das Überleben ihrer Familien 
zu lukrieren. Es handelt sich dabei um EU-BürgerInnen, 
die von der Reisefreiheit in der EU profitieren, tatsäch-
lich aber keinen Zugang zu Sozialleistungen haben. Dem-
entsprechend sind sie mittel- und obdachlos und darauf 
angewiesen, mit prekärer Selbstständigkeit (als Tagelöh-
nerIn, ZeitungsverkäuferIn etc.) oder mit Betteln etwas 
Geld zu verdienen. Auch für diese Zielgruppe der Sozi-
al- und Wohnpolitik gibt es in Österreich keine validen 
Daten und Fakten, die Auskunft über deren Größe und 
konkrete Lebenslage geben könnte.  Durchaus interes-
sant ist, dass nunmehr die öffentliche Meinung völlig in 
ihr Gegenteil kippt und von der Sozial- und Wohnpolitik 
verlangt, doch endlich‚ was für „unsere Obdachlosen“ zu 
machen, und von der Sicherheitspolitik rigide Kontroll- 
und Strafmaßnahmen einfordert, um diese „Bettler-Flut“ 
einzudämmen. Mit aktuellen Flüchtlingsbewegun-gen und 
dem vermehrten Zustrom von Flüchtlingen aus afrika-
nischen und asiatischen Kriegsgebieten hat diese Entwick-
lung allerdings gar nichts zu tun. Nur in Ausnahmefällen 
finden sich Flüchtlinge in der ausweglosen Lage, ihr Leben 
im öffentlichen Raum zu organisieren und von Betteln zu 
überleben. Das betrifft zu allererst jene Menschen, die 
aus der Bundesbetreuung für AsylwerberInnen ausge-
schlossen sind bzw. als subsidiär Schutzberechtigte einen 
äußerst eingeschränkten Zugang zu Sozialleistungen und 
leistbaren Wohnungen haben. 

Armut: kein Thema für die Sicherheitspolitik
Aktuell vorliegende Untersuchungen belegen weiters, 
dass es keinen direkten Zusammenhang zwischen Armut 
einerseits und Gewalt sowie Kriminalität andererseits in 
der Form gibt, dass von Armut betroffene Personen eher 
zu Gewalt neigen als wohlhabende Personen. Im Gegen-
teil kann beobachtet werden, dass der Aufenthalt von ob-
dachlosen Menschen in öffentlichen Anlagen dazu beiträgt, 
dass klandestine Handlungen wie Drogen- und Gewalt-
kriminalität in diesen Örtlichkeiten deutlich zurückgehen. 
Internationale Studien machen jedoch deutlich, dass Ge-
sellschaften mit ausgeprägter Ungleichheit eine deutlich 
höhere Belastung mit Kriminalität, Vandalismus und ande-
ren Gewaltvorkommnissen aufweisen als Gesellschaften 
mit eher ausgewogener Verteilung des gesellschaftlichen 
Wohlstands. (vgl. Pickett/Wilkinson, Gleichheit ist Glück - 
Warum gerechte Gesellschaften für alle besser sind, 2013)

(K)eine Bewältigung von Armut und Ausgren-
zung in Sicht?
Stagnierende Einkommen und kontinuierlich steigende 
Wohn- und Energiekosten konfrontieren viele unselbstän-
dig Erwerbstätige mit Reallohnverlusten, einschneidende 
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Lebensereignisse wie Krankheit, Scheidung, Behinderung 
etc. stellen dann Verarmungsrisiken dar. Die zunehmende 
Wohnungsnot und der Mangel an leistbaren Wohnungen 
in den städtischen Gebieten und die unzureichenden 
wohn- und sozialpolitischen Maßnahmen der letzten Jahre 
führten letztlich dazu, dass (nicht nur) Österreich an der 
Aufgabenstellung der angestrebten Halbierung der Ar-
mutsbevölkerung (vgl. Lissabon-2000 Programm der EU) 
scheitern wird. Die Ursachen für diese Entwicklung liegen 
sicherlich vorrangig in einer mangelhaften Verschränkung 
von wohn- und sozialpolitischen Maßnahmen sowie in 
einer fahrlässigen Vernachlässigung der wohnpolitischen 
Agenda (allem voran ist hier auf anstehende Reformen 
des Mietrechts, einer sozialen Wohn(bau)politik sowie der 
Wohnkostendeckung im Rahmen der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung hinzuweisen). 

Vor diesem Hintergrund werden einschlägige Maßnahmen 
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Präven-
tion sowie für die Bewältigung von Wohnungslosigkeit (vgl. 
etwa das Projekt „100 günstige Wohnungen“ in Oberö-
sterreich) zur bloßen Makulatur.

Weiterführende Literatur:
*	 BAWO (Hg.), Wohnungslosigkeit und Wohnungslo-

senhilfe in Österreich (2009)
*	 BAWO (Hg.), Wohnungslosenhilfe von A bis Z 

(2011)
*	 BAWO (Hg.), Wohnungslosenhilfe von Ost bis 

West (2013)
*	 Dimmel / Schenk / Stelzer-Orthofer, Handbuch 

Armut in Österreich (2014)
*	 BAWO (Hg.), Wohnopoly – Wohnungslosenhilfe 

von oben bis unten (2015)

Heinz Schoibl
Sozialpsychologe, langjährige Praxis in der Sozialen 
Arbeit / Wohnungslosenhilfe; Sozial- und soziale 
Infrastrukturforschung; Letzte Veröffentlichungen: 
Wohnungslosigkeit und Wohnungslosenhilfe in Salzburg – 
Bedarfsanalyse (2010), Equality in Hou-sing – Praktische 
Probleme im öffentlichen Wohnungswesen (2011), 
Notreisende und Bettel-MigrantInnen in Salzburg. 
Erhebung der Lebens- und Bedarfslagen (2013), weitere 
Informationen unter: www.helixaustria.com

Der schlimmste Moment in meinem Leben war, als ich nach der Trennung von 
meiner Frau auf die Straße gesetzt wurde. Da war alles weg: kein Kontakt mehr 
zu meinen vier Kindern, keine Wohnung und kaum Geld, da ich als Austräger 
einer Tageszeitung nur wenig verdiente. Nach einem Gehirninfarkt war ich 
auch gesundheitlich angeschlagen. Über die Arge für Obdachlose erhielt ich 
bald eine Garconniere und schön langsam kam ich wieder auf die Beine. Mit 
64 Jahren lebe ich heute von der Mindestsicherung und ein wenig Geld von der 
Kupfermuckn so recht und schlecht. 

Bertl Weißengruber

Wegen der komplizierten Trennung von meinem Mann, weiß ich momentan nicht wie es weiter 
gehen soll. Derzeit wohnen wir noch zusammen, er hat einen Job aber zahlt nichts 

mehr zur Miete dazu. Über die Frauenberatung Arge Sie suche ich eine Wohnung 
für mich alleine, die ich mir mit meiner I-Pension leisten kann. Dass ich von 
meinem Ex jemals Unterhalt bekommen werde, glaube ich nicht. Mir ist nur 
eines wichtig, dass ich ihn los bin und selber wieder schaue, dass ich auf die 
Füße komme. 

Claudia S.
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3 Fragen an Wirtschaftskammerpräsident 
Dr. Christoph Leitl

Wie waren die Reaktionen auf ihre jüngste Aussage, 
dass jede und jeder Arbeit findet, der wirklich arbeiten 
will?
Das Interview mit dem Neuen Volksblatt, auf welches Sie 
sich beziehen, wurde in vielen Medien leider verkürzt wie-
dergegeben. Ich habe darin explizit betont, dass es sich um 
einen sehr persönlichen Standpunkt handelt und keines-
wegs eine Anmaßung an jene Menschen in Österreich ist, 
die unverschuldet in die Arbeitslosigkeit geraten sind und 
unter Umständen schon seit Langem keinen adäquaten 
Job finden können. Auf der anderen Seite ist aber auch 
festzuhalten, dass viele Betriebe aus Industrie, Gewerbe 
und Tourismus händeringend nach den passenden Fach-
kräften suchen. 
 
Was raten Sie einem Menschen, der von Armut be-
troffen ist und immer am Limit lebt bzw. leben muss?
Bitte nicht verzweifeln, bitte unbedingt aktiv bleiben auf 
der Suche nach individuellen Chancen und Möglichkeiten. 

Bitte nicht verzweifeln
Denn ein Patentrezept gibt es nicht, 
dafür aber eine Palette von Mög-
lichkeiten, die man versuchen 
kann. Von verschiedensten 
Qualifizierungen über den 
Wechsel der Branche oder 
Arbeitsort bis hin zur Selb-
ständigkeit – auch diese ist für 
viele ein Sprungbrett zurück auf 
den Arbeitsmarkt. 
 
Was bedeuten armutsbetroffene Menschen für unsere 
Gesellschaft? 
Jeder Armutsbetroffene, jeder Arbeitslose ist einer zu viel. 
Daher brauchen wir gerade jetzt von der Politik rasch 
wirksame Wachstumsimpulse, die die Wirtschaft ankur-
beln und damit Arbeitslosigkeit reduzieren. Denn der Weg 
zurück in den Job ist der erste wichtige Schritt raus aus 
der Armut.

Foto: Doris Kucera

Mit den Reichen reicht´s. Armut ist sichtbar, Reichtum lässt sich gut verstecken. Armut kann bis 
zum Verhungern führen, Reichtum hingegen immer mehr werden. Reichtum bleibt stets relativ, 
Armut auch absolut. Wer über Armut spricht, darf über Reichtum nicht schweigen. Denn eines ist 
klar: Reichtum ist vor allem eine Frage von Vermögen und nicht von Einkommen. Fast alle Menschen 
beziehen ein Einkommen, aber nicht alle besitzen Vermögen. Rund eine Million Menschen gilt in 

Österreich als armutsgefährdet, während die Vermögenskonzentration bei einigen 
Wenigen enorme Ausmaße erreicht. 

Um den Reichtum einiger weniger zu schützen, versuchen verschiedene 
Kräfte von Industriellenvereinigung und Wirtschaftskammer über ÖVP und 
FPÖ immer wieder Mythen zu verbreiten. Um für Aufklärung zu sorgen, 
haben wir gemeinsam mit Attac, Armutskonferenz und Beigewum passend 

zum Buch Reichtumsmythen (VSA Verlag, 2014) auf der Webseite www.
reichtumsmythen.at die Mythen interaktiv aufbereitet. Denn klar ist: Mythen 

können sich nur so lange halten, wie niemand versucht sie zu entkräften. Daher 
liegt es an uns allen, zu informieren, um so für ein Stück mehr Gerechtigkeit zu sorgen. 

Georg Hubmann, Geschäftsführer Marie Jahoda-Otto Bauer Instituts 
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12.000

24.000

Armut im Alter in OÖ
Frauen doppelt gefährdet

Menschen älter als 65 Jahre sind in OÖ 
armuts- und ausgrenzungsgefährdet

37%

der BezieherInnen leben 
ausschließlich von BMS, 
Rest stockt Einkommen auf

Mindestsicherung in OÖ

UniversitätBildung und Einkommen

Pflichtschule

AHS-Unterstufe

3 x so viele Menschen aus 
hohen Einkommensgruppen 
schließen die Uni ab als Menschen 
aus niedrigen 

37 % der Armutsgefährdeten 
haben maximal diesen 
Bildungsabschluss 

wird mehr als doppelt so 
oft von Kindern aus hohen 
Einkommensgruppen besucht 
als aus niedrigen

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2014, Grafik: freepik.com Quelle: Land OÖ, Grafik: freepik.com

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2014, Grafik: freepik.com
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Jeder zehnte Haushalt hat Schuldenprobleme 
(gehöre ich zu den übrigen neun?). 60.000 
Personen in Österreich werden jährlich durch 
eine staatlich anerkannte Schuldenberatung 
unterstützt, etwa 10.000 Privatkonkurs-Anträge 
werden pro Jahr in Österreich gestellt - und 
noch viel mehr Menschen hätten leider auch im 
Privatkonkurs derzeit keine Chance auf  eine 
dauerhafte Schuldenregulierung! Und jetzt die 
Höchstmarke: Etwa 1.500.000 Exekutionsanträge 
(Lohnpfändung, Gerichtsvollzieher …) pro Jahr! 
Thomas Berghuber, Schuldnerberatung OÖ

In unserem Beratungsalltag sehen wir täglich die Zusam-
menhänge zwischen Überschuldung, Armut und sozialer 
Ausgrenzung. Diese Zusammenhänge zwischen Armut und 
Schulden müssen allerdings sehr komplex gedacht werden. 
Sie lassen sich nicht mit einfachen „Wenn-Dann-Kausali-
täten“ beschreiben, im Rahmen derer Schulden entweder 
als Ursache für oder Folge von Armut verstanden werden. 
Auf der Suche nach wirksamen Auswegen müssen öko-
nomische wie sozialpolitische Mythen aufgedeckt werden, 
die unverzichtbare gesellschaftspolitische und gesetzliche 
Veränderungen blockieren. 
	  
Der „richtige Umgang mit Geld“ - das klingt so einfach 
und kann doch so schwierig sein. Die Verlockungen der 

Konsum- und Kreditgesellschaft sind 
riesig, die eigene Finanzkompetenz 

ist oft überfordert. Permanent 
trommelt die Werbung, dass ein 
Konsumkredit das Leben ein-
facher macht. Egal ob Wasch-
maschine, Auto, Hochzeit, Ur-
laub, Wohnungseinrichtung - in 

unserer Konsumgesellschaft ist 
auf Kredit alles machbar, so zumin-

dest die Werbebotschaft. „Mögliche 
unerwünschte Wirkungen“ werden verschwiegen oder 
in juristischem Kauderwelsch versteckt. Was uns auffällt: 
Personen mit geringerer Schulbildung kontaktieren häu-
figer eine Schuldenberatung und verdienen weniger als 
der Bevölkerungsdurchschnitt.

Meist genügen dann schon Kleinigkeiten, etwa ein paar 
vergessene Rechnungen oder unerwartete Reparaturen, 
um die knappen finanziellen Mittel zu überfordern. Die 

Arm, überschuldet - selber schuld?
automatisch folgenden Probleme führen zu massiven Ein-
schränkungen der Lebensqualität, zu wirtschaftlicher und 
sozialer Ausgrenzung, zu schweren gesundheitlichen und 
psychischen Schwierigkeiten. Wie sollen Betroffene diesen 
Teufelskreis durchbrechen? 

Ursachen und Zutaten von Schuldnerkarrieren

Quelle: Schuldenreport 2015 (ASB Schuldnerberatungen GmbH)

Folgen der individuellen Schuldenkrisen
*	 (Drohender) Wohnungsverlust
*	 (Möglicher) Verlust des Arbeitsplatzes wegen 

Lohnpfändung
*	 Schleichender Verlust der Fähigkeit und Bereit-

schaft, den Lebensunterhalt durch Berufstätigkeit 
zu bestreiten

*	 Psychische Belastungen wegen häufiger Besuche 
des Gerichtsvollziehers und wegen Schwierig-
keiten am Arbeitsplatz

*	 Flucht vor der Realität durch erhöhten Konsum 
von Alkohol und anderen Suchtmitteln

*	 Völlige Mutlosigkeit, weil es wegen der Zinsen und 
Kosten auch in einem ganzen Leben unmöglich 
erscheint, alle Schulden zurückzuzahlen

*	 Familiäre Spannungen, verbunden mit Vernachläs-
sigung oder Misshandlung von Kindern und dem 
Zerbrechen von Ehen

*	 Straffälligkeit, Glücksspiel und Spielsucht, um seine 
Schulden durch „schnell verdientes Geld“ zahlen 
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zu können
*	 Zunehmend depressives Verhalten bis hin zur 

Selbstmordgefährdung

Erste Hilfe bei Schuldenproblemen
1.	 Schluss mit der „Vogelstrauß –Taktik
2.	 Bei Fragen und Problemen: Schuldenberatung fragen
3.	 Überblick verschaffen (Schuldenstand, Ausgaben...)
4.	 Fristen beachten (Mahnungen, gerichtliche Klagen...)
5.	 Grundbedürfnisse absichern (Wohnung, Gesundheit 

…)
6.	 Einnahmen sichern / erhöhen und Ausgaben senken
7.	 Plan für die Schuldenregulierung erstellen 
8.	 Schulden regulieren und keine neuen Schulden 

machen

Die negativen Folgen von Armut und Überschuldung sind 
bekannt, auch die in Geld messbaren Folgekosten für die 

Gesellschaft.

Was kann die Gesellschaft tun?
*	 Stärkung sozialer Kompetenz und Finanzkompe-

tenz von möglichst vielen
*	 Absicherung von Beratung und Schuldenregulie-

rung
*	 Verbesserungen im Privatkonkurs-Gesetz
*	 Budgetberatung / Leben mit Schulden
*	 Existenzminimum bei Lohnpfändung anheben
*	 (sonst hilft den „verschuldeten Armen“ auch keine 

Steuerreform 2016) 
*	 Verantwortungsvolle Kreditvergabe / Verantwor-

tung der Kreditgeber einfordern

Zeichnung: Michael Pammesberger 
Foto Berghuber: Fotostudio Mozart 

Wir reißen die Mauern nieder
Am 11. September 2015 fand in Linz ein 
Treffen von Selbstorganisationen und Selbst-
VertreterInnen von Menschen mit Armuts- 
und Ausgrenzungserfahrungen statt. Über 
50 TeilnehmerInnen aus Arbeitslosen-
Initiativen, Alleinerziehende, Straßenzeitungs-
VerkäuferInnen, User-VertreterInnen und andere 
tauschten sich zum Thema „Partizipation und 
Mitbestimmung“ aus. Armutskonferenz

Konkret ging es um Teilhabe von Armutsbetroffenen an 
politischen Entscheidungsprozessen und um Mitbestim-
mung in sozialen Organisationen. In Oberösterreich gibt 
es auf beiden Ebenen gute Beispiele, da durch die gesetz-

liche Regelung im Chancengleichheitsgesetz die Mitspra-
che von Betroffenen festgeschrieben ist - zumindest im 
Bereich Menschen mit Behinderung und psychosozialen 
Erkrankungen. Die TeilnehmerInnen diskutierten über 
Voraussetzungen, Möglichkeiten und Grenzen der Mitbe-
stimmung in politischen Prozessen (z.B. in Fachausschüs-
sen in Oberösterreich) und in sozialen Organisationen. 
Zum Abschluss fand in der Linzer Innenstadt eine öffent-
liche Aktion statt, bei der symbolisch eine Mauer nieder-
gerissen wurde, bestehend aus Umständen, die effektiver 
Armutsbekämpfung und respektvoller Behandlung von 
Armutsbetroffenen entgegenstehen: Diskriminierung, 
Sparpakete, Willkür, Ungleichheit, Ohnmacht und vieles 
mehr.

Folgetreffen: 16.10.2015, Graz
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migrare ist erfolgreich nicht TROTZ sondern 
WEGEN der internen Vielfalt

migrare - Zentrum für MigrantInnen OÖ feiert 
sein 30-jähriges Jubiläum. 1985 wurde die 
Organisation in Linz gegründet und konnte seither 
vielen tausenden Menschen in ihrem Ankommen 
in Oberösterreich, aber auch bei ihrem Festhalten 
an der oberösterreichischen Heimat helfen, 
Magdalena Danner

Wenn von Zuwanderung nach Österreich oder der Viel-
fältigkeit in der Bevölkerung die Rede ist, dann meistens 
im Zusammenhang mit Ängsten, Konflikten oder Befürch-
tungen. Also nicht gerade ein Thema, das vordergründig 
positiv besetzt ist. Aber es gibt ihn, den positiven, gestalte-
rischen und hoffnungsvollen Umgang mit Vielfalt in Ober-
österreich. Verdeutlicht wird er in diesem Jahr besonders 
von einer Einrichtung, nämlich von migrare – Zentrum für 
MigrantInnen OÖ. Das Zentrum feiert sein 30-jähriges 
Bestehen und im gleichen Zuge auch 30 Jahre erfolgreiche 
Inklusionsbemühungen in Oberösterreich.

Mitte der 80er Jahre, als der Glaube an eine Rückkehr 
vieler ins Land geholter migrantischer Arbeitskräfte und 
deren Familien sich nicht bewahrheitet hatte, wurden 
österreichweit sogenannte „Ausländerberatungsstellen“ 
gegründet. Sie sollten MigrantInnen in ihren Anliegen be-
treffend Leben und Arbeiten in Österreich weiterhelfen. 
Der kleine Verein in Oberösterreich startete mit drei Mit-
arbeiterInnen und wuchs über die Jahre zu einem festen 
Bestandteil der oberösterreichischen Integrationsbemü-
hungen heran. 

Mit dem Wandel der Bedürfnisse der Zielgruppe änderte 
sich auch das Leistungsangebot der Organisation - zuerst 
kamen die Eltern, dann deren Kinder, auf die „Gastarbei-
terInnen“ folgten die Kriegsflüchtlinge und eine Gesetzes-
verschärfung wurde von der nächsten abgelöst. migrare 
erwies sich in all den Jahren immer als innovative Orga-
nisation, die ihr Ohr ganz nah an der Zielgruppe hat, um 
dadurch frühzeitig neue Angebote entwickeln und umset-
zen zu können. 

Heute wird in drei Abteilungen gearbeitet: dem Bera-
tungszentrum, dem Kompetenzzentrum und dem Pro-
jektzentrum. Das Beratungszentrum bietet mehrsprachige 
Beratung zu den Themen Arbeit, Recht und Soziales an. 
Auch die Psychosoziale Beratung ist ein fester Bestandteil 

der Abteilung. Als besonders effektiv hat sich die Beratung 
in Kooperation erwiesen. Zu den Themen Miete, Schul-
den und Scheidung berät migrare im Tandem mit der Mie-
tervereinigung, der Schuldnerhilfe und dem Autonomen 
Frauenzentrum.

Im Kompetenzzentrum werden all jene Leistungen ge-
bündelt, die sich inhaltlich mit Kompetenzen von Migran-
tInnen beschäftigen. Viel Potential liegt nach wie vor brach. 
Dies schadet der Wirtschaft und den Betroffenen.

Das Projektzentrum sensibilisiert, klärt auf und gibt In-
formation darüber, wie eine inklusive Gesellschaft funkti-
onieren und wie man diskriminierungsfrei handeln kann. 
Zudem werden dort einige Projekte durchgeführt, die 
sich auf ganz bestimmte Zielgruppen - z.B. Frauen mit 
Migrationsbezug - oder auch auf ganz bestimmte Themen  
(z. B. Gesundheit) konzentrieren. 

Das Team von migrare besteht aus über 35 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern. Sie haben unterschiedliche, be-
rufliche Ausbildungen, Funktionen, Geschlechter, Alter, 
Migrationsbezüge und Sprachenkenntnisse. migrare ist 
erfolgreich nicht TROTZ sondern WEGEN der internen 
Vielfalt. 

Kontakt:
MMag.a Magdalena Danner, stv. Geschäftsführung, 
magdalena.danner@migration.at, 0676/7891433
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:: Land OÖ ::
Helmut Bayer, Christian Winkler und Anna 
Wall-Strasser sind KonsulentIn für Soziales

Am 3. September 2015 erhielten auch einige verdiente 
Persönlichkeiten von Mitgliedsorganisationen der Sozial-
plattform von Landeshauptmann Dr. Josef Pühringer und 
Sozial-Landesrätin Mag.a Gertraud Jahn im Rahmen eines 
Festaktes diesen Ehrentitel.
1.	 Helmut Bayer, Wartberg ob der Aist, Geschäftsführer 

B7, für sein Engagement für arbeitslose Menschen in 
OÖ (Verein B7-Arbeit und Leben)

2.	 Christian Winkler, Rohrbach, Geschäftsführer Bi-
schöfliche Arbeitslosenstiftung der Diözese Linz, für 
sein Engagement für arbeitssuchende Jugendliche 

3.	 Mag.a Anna Wall-Strasser, Gallneukirchen, Abteilungs-
leiterin Betriebsseelsorge OÖ, Obfrau B7

Die Sozialplattform OÖ gratuliert herzlich!
 

:: Krisenhilfe OÖ ::
Psychosoziale Krisenhilfe wird 2016 in OÖ 
neu organisiert

Pro mente OÖ, EXIT-sozial, Rotes Kreuz und die Telefon-
seelsorge haben sich unter dem Namen „Krisenhilfe OÖ“ 
zu einem Trägerverbund zusammengeschlossen, um die 
zukünftige Krisenversorgung in Oberösterreich flächen-
deckend und noch umfassender gewährleisten zu können. 

Die Krisenhilfe OÖ bietet auch in Zukunft
*	 Telefonische und persönliche Krisenintervention
*	 Hausbesuche und Gespräche durch „Akutteams“ 

bei psychosozialen Krisen und psychiatrischen 
Notfällen

*	 Sofortige psychosoziale Unterstützung für Men-
schen nach traumatischen Ereignissen

Seit 1. Oktober 2015 ist der PND - zukünftig das Krisen-
telefon der Krisenhilfe OÖ - bereits unter der Nummer 
0732-21 77 erreichbar. Anrufe, die an den PND ergehen, 
werden automatisch an diese Nummer weitergeleitet. 
Unter der Nummer 0732-21 78 ist von Montag bis Don-
nerstag von 9 - 18 Uhr und Freitag von 9 - 13 Uhr der ge-
meinsame Journaldienst des Kriseninterventionszentrums 
und die psychosoziale Beratungsstelle Linz telefonisch 
und auch persönlich erreichbar.

Adresse: Scharitzerstraße 6 – 8, 4020 Linz, 4. Stock

:: FAB ::
Neue Arbeitsmöglichkeiten im 
Produktionsbereich in Wels

Der Verein zur Förderung von Arbeit und Beschäftigung 
(FAB) errichtet in Wels Wimpassing als Ersatz für die Ge-
schützte Werkstätte in St.Marienkirchen/P. eine Produkti-
onsstätte mit Büroräumlichkeiten. 

Das erforderliche Grundstück im Ausmaß von ca. 6.300 
m²  wird von der Stadt Wels mittels Baurechtsvertrag zur 
Verfügung gestellt. Der moderne L-förmige Neubau glie-
dert sich in ein Büro- und Schulungsgebäude nördlich der 
Mohnstraße und eine um 90 Grad abgewinkelte Bearbei-
tungshalle mit im Baukörper integriertem Lager.

Insgesamt werden dadurch 28 MitarbeiterInnen mit Be-
einträchtigungen in Wels neue Arbeitsmöglichkeiten im 
Produktionsbereich vorfinden. Weitere 40 Mitarbeite-
rInnen mit Beeinträchtigungen, die über die begleitende 
Arbeitskräfteüberlassung in regionalen Betrieben arbei-
ten,  werden durch das Team der Arbeitsbegleitung be-
treut.   
 

 :: pro mente OÖ ::
Smartwork & Unimarkt - Erfolgreiche 
Kooperation

Die Anzahl der Arbeitslosen in Oberösterreich steigt 
weiter. Langzeitkrankenstände, die häufig eine Folge psy-
chischer Probleme sind, münden immer öfter in Arbeits-
losigkeit. Sowohl Wirtschaft als auch Staat, aber auch 
Sozialorganisationen wie pro mente OÖ sind gefordert, 
diesem Trend entgegenzuwirken. Vermehrt kooperieren 
daher Wirtschafts- und Sozialunternehmen miteinander. 
Vorbildlich ist dabei das Projekt Smartwork, ein Angebot 
von pro mente OÖ, das seit Sommer 2015 mit dem Le-
bensmittelhändler Unimarkt zusammenarbeitet und vom 
AMS Oberösterreich hauptfinanziert wird. Sie unterstüt-
zen gemeinsam Menschen mit psychosozialen Problemen.
 
Die ersten 8 Smartwork-MitarbeiterInnen haben bereits 
im Juni gestartet, haben sich gut integriert und leisten ei-
nen wertvollen Beitrag. Für die ausgezeichnete Vorberei-
tung sorgte das professionelle Team vom Smartwork-Ar-
beitstraining. Das Unimarkt-Stammpersonal nahm die 
neuen MitarbeiterInnen herzlich auf.
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Kultur ist ein Lebensmittel - davon geht die Aktion „Hun-
ger auf Kunst und Kultur“, die 2003 vom Wiener Schau-
spielhaus und der Armutskonferenz gegründet wurde, aus. 
Und dieses Lebensmittel soll und darf nicht nur jenen 
vorbehalten bleiben, die über genügend Einkommen ver-
fügen. Mit dem Kulturpass erhalten Sie freien Eintritt in 
zahlreichen OÖ Kulturinstitutionen - vom Kindertheater 
über Konzerte und Musicals bis zu Theater.  Auch zahl-
reiche Museen in ganz Oberösterreich beteiligen sich an 
„Hunger auf Kunst und Kultur“.

Sie erhalten den Kulturpass ohne Einkommensüber-
prüfung, wenn Sie Bedarfsorientierte Mindestsicherung, 
Sozialhilfe, Ausgleichszulage, Mindestpension oder Not-
standshilfe beziehen oder AsylwerberIn, subsidiär Schutz-
berechtigte oder Studierende (die aktuell eine Leistung 
aus dem ÖH-Sozialtopf erhalten) sind. Wenn Ihr monat-
liches Einkommen unter Euro 1.104,-  pro alleinstehen-
der Person im Jahr liegt (AMS-Bezug:  Tagsatz unter Euro 
36,80) bekommen sie den Kulturpass nach einer Einkom-
mensüberprüfung.

Neue Ausgabestellen in OÖ:
NUR FÜR KLIENTINNEN

Forensisches Zentrum Asten
Technologiestr. 5, 4481 Asten
07224-661 60-79 38

Die Sozialplattform informiert Sie gerne unter 
0732-66 75 94 oder www.kunsthunger-ooe.at 
über die Richtlinien für den Kulturpass, Ausgabestellen 
und KulturpartnerInnen. 

Kulturpass in Oberösterreich

Kulturtipps Oktober
freier Entritt mit dem Kulturpass

Mythos Schönheit. Facetten des Schönen in 
Natur, Kunst und Gesellschaft
Sonderausstellung Schlossmuseum Linz

noch bis 29. November

Schönheit ist verführerisch. Schönheit ist Macht. 
Schönheit ist ein Mythos. Wir begegnen ihr im 
realen und medialen Alltag, in der Kunst und in der 
Natur, an Menschen, Tieren und Pflanzen.

Schlossmuseum Linz
Schlossberg 1, 4020 Linz
0732-77 20-523 00, schloss@landesmuseum.at

CARA (BRD)
IRISH FOLK MUSIC
Konzert im Anton Bruckner Centrum

31. Oktober 2015, 19.30 Uhr

Zwei Irish Music Awards holte die Band, 2010 als 
„Best New Irish Artist“ und 2011 als „Top Group“. 
Sieben Mal tourte die Band schon durch die USA, 
u.a. als einer der Top-Acts beim Milwaukee Irish Fest 
2009 (130.000 Besucher) und beim Dublin Irish Fest 
2014, dem weltweit größten Irish Festival. Das Pu-
blikum huldigt der Band mit Standing Ovations bei 
Konzerten in Irland, England, Dänemark, Holland, 
Frankreich, Belgien, der Schweiz, Italien, Österreich 
und Deutschland. 

ABC - Anton Bruckner Centrum
Carlonestraße 2, 4052 Ansfelden
07229-783 33, abc@ansfelden.at



 Rundbrief 10/2015	 27



28	 Rundbrief 10/2015

Eine Fachtagung für psychosoziale 
Betreuung und Begleitung
10. November 2015, 9.00 - 17.00 Uhr

„Arbeit für alle“ bietet EXIT-sozial AKTIV: Seit 25 Jahren 
können Menschen, die wegen psychischer Besonderheiten 
am Arbeitsmarkt derzeit keine Chancen haben, hier eine 
wertvolle Beschäftigung finden. Warum das für den 
Einzelnen und die Gesellschaft so wichtig ist und welche 

Trends sich in der professionellen Begleitung abzeichnen, 
das sind die Themen von Vortrag und erfahrbarer Praxis. 

Der Eintritt ist frei, eine Spende wird erbeten für unsere 
„Kunsttherapie für Flüchtlinge“

Anmeldung:
möglichst bis 2. November unter 
service@exitsozial.at
www.exitsozial.at

Nacht der Vielfalt
7. November 2015, ab 20 Uhr
Design Center Linz

Am 7. November verwandeln wir auch heuer wieder das Linzer 
Design Center in den buntesten Ballsaal des Landes.
Feiern Sie mit uns die 10. Nacht der Vielfalt – den Volkshilfe Ball. 
Kulinarisch und musikalisch geht es auch heuer wieder einmal 
um die Welt. Mit Musik von Alamedadosoulna, Orient Okzident 
Express, Sanmera, Stelzhamma, The Night Express Band und den 
Flying Pickets.

Karten: 
Vorverkauf: 	 29 Euro (ermäßigt 20 Euro), 
Abend-Kassa: 	 35 Euro

Alle Infos auf: www.nachtdervielfalt.at
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Alte Universität Graz, Aula
Hofgasse 40, 8010 Graz

Informationen unter www.oeksa.at

ANMELDUNG erforderlich:
Österreichisches Komitee für Soziale Arbeit
Geigergasse 5-9, 1050 Wien
office@oeksa.at
Tel: 01-548 29 22
Fax: 01-545 01 33

		   Jahreskonferenz 
		   20. November 2015

Transkulturelle Herausforderungen 
Pflege und Betreuung für Personen mit 
Migrationshintergrund

„Crazy Bus“
Die Schrägen Vögel Linz

21. November 2015, 19.30 Uhr
anlässlich der europäischen Theaternacht 

KUK-Theaterbühne (bei pro mente OÖ)
Lonstorferplatz 1, 4020 Linz

ein wild-chaotisches Stück,
eine verrückte Busreise durch die Welt
es spielt ein inklusives Theaterteam mit der 
Musikgruppe Kiwi

Freiwilliger Eintritt „PAY AS YOU WISH OR CAN” 
Bezahlen Sie so viel sie wollen oder können.

ANMELDUNG ERBETEN: 
schraege.voegel.linz@gmail.com 

0676-933 44 17 oder 0681-107 348 10

BOYSDAY, 12. November 2015

Der Wandel des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes einerseits und die Wei-
terentwicklung männlicher Rollenbilder andererseits eröffnen für Bur-
schen neue Chancen jenseits einer geschlechterstereotypen Berufswahl. 
Das Sozialministerium veranstaltet heuer zum achten Mal den Österreich 
weiten Boys’ Day. Dieser findet am 12. November 2015 statt und widmet 
sich der Erweiterung des Berufswahlspektrums männlicher Jugendlicher 
in Richtung Erziehungs- und Pflegeberufe und damit der Förderung eines 
breiteren, offeneren Männerbildes. 

„Der Boys‘ Day soll Buben und Burschen Mut machen sogenannte „män-
neruntypische“ Berufe zu ergreifen. Die männlichen Jugendlichen haben 
eine Vielzahl an Talenten, beschränken sich aber in ihrer Berufswahl viel zu 
sehr auf ein schmales Segment an Berufen wie Mechaniker, etc. Dabei sind 
zum einen die männlichen Jugendlichen gerade in der Pflege und Erziehung 
sehr gefragt, und zum anderen die Jobchancen im Verhältnis zu den soge-
nannten „klassischen Männerberufen“ aussichtsreicher“ so Sozialminister 
Rudolf Hundstorfer. 

Kontakt
ÖSB Consulting GmbH
4040 Linz, Gewerbepark Urfahr 6
judy.salamon@oesb.at, www.oesb.at
Koordination: DSA Judy Salamon
Tel.: 0664-60177 3791
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Wir müssen 
leider draußen 

bleiben!
eine Stadtführung der anderen Art

organisiert vom Armutsnetzwerk OÖ 
anlässlich der Aktionstage gegen Armut

15.Oktober 2015

10 - 11.30 Uhr, Treffpunkt: Linz, Landhaus

www.armutsnetzwerk-ooe.at

Erleben Sie Linz aus der Perspektive von 
armutsbetroffenen Menschen
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